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„Ressourcen in der sozialwissenschaftlichen Umweltforschung“ 
Diskussionspapier zur 16. Tagung der Nachwuchsgruppe Umwelt- 
soziologie am Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung, Leipzig  
 
Die 16. Tagung der Nachwuchsgruppe Umweltsoziologie (NGU) fand vom 30. September bis 
1. Oktober 2019 am Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) in Leipzig statt. Die Ta-
gung stand unter dem Titel „Ressourcen in der sozialwissenschaftlichen Umweltforschung“. 
Organisiert wurde sie von Henriette Rutjes (UFZ), Felix Wittstock (UFZ), Pauline Häßler 
(Friedrich-Schiller-Universität Jena – FSU Jena) und Markus Kurth (Leibniz-Institut für öko-
logische Raumentwicklung – IÖR Dresden). Dieses Discussion Paper dokumentiert die Tagung 
und veröffentlicht zwei Beiträge von Teilnehmenden. Das Organisationsteam bedankt sich 
herzlich beim UFZ, das die Tagung finanziell und infrastrukturell unterstützt hat, und bei der 
Sektion Umweltsoziologie der Deutschen Gesellschaft für Soziologie (DGS), die die NGU-
Tagungen seit Jahren fördert.  
 
Anliegen der NGU-Tagung und des Diskussionspapieres 
Das Thema „Ressourcen“ als Schwerpunkt der 16. NGU-Tagung zu wählen, folgt der Einsicht, 
dass jedes Verhältnis von Gesellschaft und Umwelt fundamental von Ressourcen geprägt ist. 
Materielle Ressourcen werden gesellschaftlich genutzt, um etwa physische Infrastrukturen und 
Technologien einzurichten und zu erhalten, Wärme und Nahrung zu produzieren oder moderne 
Kommunikation und Mobilität zu ermöglichen und damit letztlich ökonomische Entwicklung 
zu gewährleisten. Natürliche Rohstoffe werden der Umwelt entnommen und ihre Nutzung wirkt 
auf diese zurück. Durch über Millionen von Jahren natürlich stattfindende Prozesse entstanden 
beispielsweise Kohle, Erdöl und Erdgas und seltene Erden. Deren sukzessive Integration in die 
Weltwirtschaft und alltägliches individuelles und kollektives Handeln führte innerhalb kurzer 
Zeit zu einer beispiellosen Industrialisierung und Technisierung, zu rasantem Bevölkerungs-
wachstum und relativem Wohlstand, brachte aber auch massive soziale und ökologische Prob-
leme mit sich. Gerade auf konkrete Probleme der Umweltverschmutzung und -zerstörung wird 
in den letzten Jahrzehnten zunehmend sensibel reagiert. So gewinnen beispielweise unter dem 
Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit ‚erneuerbare‘ Rohstoffe gegenüber ‚fossilen‘ Rohstoffen an 
Bedeutung. Umweltprobleme wie ein stetig wachsender Flächenverbrauch, die wachsende 
Konkurrenz unterschiedlicher Interessengruppen um die Nutzung von Land und die generelle 
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Frage, wie Ressourcen und eventuell damit einhergehende Umweltbelastungen gerecht verteilt 
werden können, bleiben ungelöst. Zudem ergibt sich auf globaler Ebene vor dem Hintergrund 
des anthropogenen Klimawandels, schwindender Biodiversität und Auseinandersetzungen um 
knapper werdende Rohstoffe die Herausforderung, wie die Gesellschaft mit materiellen Res-
sourcen umgehen kann, ohne sich selbst existenziell zu gefährden. So werden beispielsweise 
auf verschiedenen Ebenen Politiken und Praktiken des Recyclings von Rohstoffen vorangetrie-
ben, z.B. mit Diskussionen über Stoffströme und mit dem Kreislaufwirtschaftsgesetz. 
 
Aber auch immaterielle Ressourcen wie Wissen, Macht oder Arbeitskraft sind bezüglich um-
weltrelevanter Themen von Bedeutung: Ungleiche Verteilung von Macht kann den Ausgang 
von Umweltkonflikten beeinflussen, (Nicht-)wissen kann sich in umweltbezogenes Handeln 
umsetzen, und Arbeitskraft kann in Umweltkontexten als notwendige Ressource eingesetzt 
werden. Zugleich sind Wissenserwerb, Machteinsatz und Arbeit von ökologischen Vorausset-
zungen abhängig, die weder produzierbar noch kontrollierbar sind. Darüber hinaus kann der 
Zugriff auf materielle Ressourcen in Wissen, Macht und Kapital transformiert werden, die als 
soziale Ressourcen dienen. Hier eröffnet sich die Möglichkeit sozialkonstruktivistischer Frage-
stellungen: Wie entsteht das gesellschaftliche Verständnis von Ressourcen? Wie kommt es, 
dass materielle Artefakte (wie etwa ein Stück Holz oder eine Münze) als ‚Ressource‘ sozial 
anerkannt, in Praktiken und Kommunikationen integriert und kulturell legitimiert sind? Welche 
Prozesse des Werdens von Ressourcen können sozialwissenschaftlich beobachtet, verstanden 
und erklärt werden? Welche Probleme sind damit verbunden, wenn etwa in der Klimapolitik 
CO₂ zu einer auf Märkten handelbaren Ressource wird? Kann etwas, das als Ressource genutzt 
und verstanden wird, diesen Status wieder verlieren und wie geht dies vonstatten? Sind mit dem 
Status ‚Ressource‘ zwangsläufig immer auch Vorstellungen von Kontrolle, Quantifizierung 
und Verfügbarkeit verbunden? Hier schließt sich auch die Frage nach der Rolle von sozialwis-
senschaftlicher Forschung an, die dazu neigt, unterschiedliche soziale Prozesse und Praktiken 
als Ressourcen zu ‚entdecken‘ – von Freundschaft über Arbeit bis hin zu Vertrauen und sozialen 
Kontakten. Welche Begriffe in den Diskussionen über Ressourcen benutzt werden, prägt dabei 
auch immer Problemdefinitionen und Lösungsvorschläge. 
 
Welche Perspektiven kann die Umweltsoziologie in die Analyse der gesellschaftlichen Bedeu-
tung von Ressourcen einbringen, und ergänzt sie damit naturwissenschaftliche, ingenieurwis-
senschaftliche oder technologiepolitische Ansätze? Für welche Forschungsfragen lohnt sich 
eine genauere theoretische und empirische Befassung mit Ressourcen? Die 16. Tagung der 
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Nachwuchsgruppe Umweltsoziologie hatte es sich zum Ziel gesetzt, diese Fragen zu bearbeiten 
und die Rolle von Ressourcen im Verhältnis von Gesellschaft und Umwelt genauer zu bestim-
men. Im Folgenden werden Eindrücke und Ergebnisse der Tagung dargestellt. 
Eindrücke und Ergebnisse von der Tagung 
Die 16. Tagung der Nachwuchsgruppe Umweltsoziologie hat zur Beantwortung der oben dar-
gestellten Fragen einerseits spezifische Perspektiven der Umweltsoziologie auf Ressourcen und 
deren Konstruktion in den Blick genommen. Andererseits hat sie sich darum bemüht, diszip-
linübergreifend Nachwuchswissenschaftler*innen aus dem breiteren Spektrum der Nachhaltig-
keits- und Umweltforschung einzubeziehen. Entsprechend vielfältig waren die eingereichten 
Themenvorschläge. In den zehn Vorträgen der Teilnehmer*innen wurden unter anderem De-
batten um Bioökonomie und Technologien wie Kohlenstoffeinspeicherung und Fracking be-
handelt. Außerdem ging es um Wildtiere als Ressource in Westafrika, Lebensmittelverschwen-
dung, Biodiversitätskonflikte und Ökosystemleistungen, aber auch um Naturschutzgeschichte 
und den Wasser-Energie-Nahrungs-Nexus an zwei Beispielen. 
Eröffnet wurde die Tagung mit einer Begrüßung durch Prof. Dr. Matthias Groß, den Leiter des 
UFZ-Departments Stadt- und Umweltsoziologie. In der einführenden Keynote sprach Junior-
professorin Dr. Maria Backhouse (FSU Jena) aus Perspektive der Politischen Ökologie über die 
gesellschaftliche Inwertsetzung von Ressourcen, die dazu dienen soll, allgemein Bedürfnisse 
zu befriedigen oder bestimmte Ziele in der entstehenden Bioökonomie zu erreichen. Sie thema-
tisierte die damit verbundenen lokalen wie globalen sozialen Ungleichheiten, vorrangig am 
Beispiel des Zuckerrohranbaus in Brasilien, und den Konflikt darüber, dass ehemals von der 
indigenen Bevölkerung zurück erkämpfte und verfassungsrechtlich geschützte Flächen gegen-
wärtig dem Agrarmarkt zugeführt werden sollen. Ein besonderer Fokus wurde hierbei auf post-
koloniale und feministische Perspektiven gelegt und mit der Hoffnung auf eine korrektive Wir-
kung solcher Ansätze verbunden. 
Es folgte ein abwechslungsreiches Tagungsprogramm, in dessen Zentrum die Fachvorträge der 
Nachwuchswissenschaftler*innen standen. Neben den in diesem Discussion Paper 
veröffentlichten Beiträgen von Benjamin Hennchen und Franziska Meergans stellten noch 
neun weitere Nachwuchswissenschaftler*innen ihre Forschung vor. Jana Holz und Lilian 
Pungas (FSU Jena) berichteten über zwei konträre Narrative der Bioökonomie auf der Grund-
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lage ihrer Forschungsaufenthalte in Estland und Finnland. Lilian Pungas sprach über die ost-
estnische Region um Narva und die weitverbreitete Praxis der (Semi-) Subsistenzlandwirtschaft 
in Estland. Jana Holz untersuchte mit der finnischen Forst- und Holzwirtschaft eine industria-
lisierte, marktbasierte moderne Bioökonomie. Lukas Bösch (Universität Leipzig) analysierte 
anhand einer Felderhebung in Guinea relevante sozioökonomische Faktoren, die die Beziehun-
gen zwischen wilden Säugetieren und Menschen prägen und in der Folge die Verbreitung bzw. 
den Rückgang bestimmter wilder Säugetier-Spezies begünstigen. Thomas Fickel (Institut für 
sozial-ökologische Forschung in Frankfurt/Main – ISOE Frankfurt) fragte danach, wie sich das 
Konzept der Biodiversität theoretisch in eine Konfliktanalyse einbetten lässt und ob der Res-
sourcenbegriff als analytischer Begriff zur Beschreibung von Konflikten um Biodiversität ge-
eignet ist. Annabarbara Friedrich (Universität Hamburg) stellte ihre Fallstudie zu den gesell-
schaftlichen Auseinandersetzungen um Carbon Capture and Storage (CCS) – also die techno-
logische Einspeicherung von Kohlendioxid – in Deutschland vor. Fokus ihres Vortrages war, 
welches Problem- und Lösungsverständnis des anthropogen erzeugten Klimawandels eine De-
batte birgt, in der Kohlenstoffdioxid auch als Ressource aufgefasst wird. Claudia Foltyn (Uni-
versität Augsburg) präsentierte Ergebnisse aus der vergleichenden Analyse von Wissenspoliti-
ken im Rahmen öffentlicher Debatten um Hydraulic Fracturing in Deutschland, Frankreich und 
Polen. Mit den Mitteln der Wissenssoziologischen Diskursanalyse wurde danach gefragt, wel-
ches Wissen den Fracking-Einsatz zur Förderung von Schiefergas in öffentlichen Debatten le-
gitimiert und delegitimiert, wie einzelne Akteure in bestehende Fracking-Debatten eingreifen 
und welche Referenzen und Evidenzbildungen dabei vollzogen werden. Martin Müller (Uni-
versität Greifswald) hinterfragte die gängige Vorstellung, dass Ökologie und Naturschutz im 
19. Jahrhundert allein einer geodeterministischen, romantisch-kulturkritisch-konservativen 
Vernunftfeindlichkeit entsprangen und im starren Gegensatz zu aufgeklärtem und „modernem“ 
Ressourcen-Wissen standen. Er zeigte, dass in einem liberalen Umfeld alternative romantische 
Wissensbestände einer „verzauberten“ Natur modernitätsaffirmativ z.B. mit Erzählungen von 
Vögeln als nützlichen Insektenfressern und kostensparenden Ressourcen aufgeladen wurden. 
Günden Savaşçı (Institut für Umweltplanung und Raumentwicklung – ifuplan München) sprach 
über den Ansatz der Ökosystemleistungen als eine mehrdimensionale Wissensressource, die als 
neues, verbindendes, multidisziplinäres Konzept an stadt- und regionalplanerischen Entschei-
dungsprozessen ansetzen kann. Statt wie bisher von einzelnen, planerisch festgelegten Schutz-
gütern auszugehen, kann beispielsweise ein ökologisch intakter Flusslauf in all seinen Beiträ-
gen für das menschliche Wohlergehen wahrgenommen werden. Zum Nahrungs-Wasser-Ener-
gie-Nexus stellte Raphael Karutz (UFZ Leipzig) das Projekt FUSE („Food Water Energy for 
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Urban Sustainable Environments“) vor, in dem die drei Dimensionen Nahrung (bzw. Landwirt-
schaft), Wasser und Energie als überlebensnotwendige Ressourcen gemeinsam betrachtet und 
mit Urbanisierungsdynamiken in den zwei Fallregionen Pune (Indien) und Amman (Jordanien) 
in Beziehung gesetzt werden.  
Abseits der Fachvorträge stand auch ein Open Space zur gemeinsamen Diskussion in Klein-
gruppen zu Verfügung. Die Teilnehmer*innen nutzten ihn für den vertiefenden Austausch über 
frei gewählte Themen und zur Vernetzung. Dort wurde neben regen Gesprächen über verschie-
dene Methoden, Forschungsdesigns und Begrifflichkeiten wie „Biodiversität“ auch über kon-
zeptionelle Abgrenzungen zwischen Umweltdebatten, Umweltkontroversen und Umweltkon-
flikten und die Rolle von Wissenschaftler*innen im gesellschaftlichen Diskurs gesprochen. Der 
Blick über den disziplinären Tellerrand hinaus gelang am UFZ als breit forschendem Umwelt-
zentrum besonders gut. So konnte für eine zweite Keynote der am UFZ forschende Geophysiker 
Dr. Hendrik Paasche gewonnen werden, der über die verschiedenen Typen von Unsicherheit 
und Nichtwissen in der datenbasierten Umweltforschung sprach. Am Ende stand die Einsicht, 
dass verschiedene Typen von Unsicherheit einander zwar ersetzen können, aber Wissenschaft 
keine absolute Gewissheit erzeugen kann. Damit steht die Wissenschaftskommunikation vor 
der Herausforderung, komplexe Ergebnisse derart zu kommunizieren, dass die Anwender*in-
nen dieses Wissens in die Lage versetzt werden, in ihre Entscheidungen die zugehörigen quan-
tifizierten Unsicherheiten adäquat mit einzubeziehen – gerade für weitreichende gesellschaftli-
che Entscheidungen eine große Herausforderung. Einen praktischen Einblick in materielle As-
pekte des Tagungsthemas bot schließlich noch die Besichtigung der Forschungsbiogasanlage 
des Deutschen Biomasseforschungszentrums (DBFZ). Während der Führung kamen die Teil-
nehmenden mit Christian Krebs, dem technischen Leiter der Anlage, ins Gespräch über techni-
sche Innovationen für die Bearbeitung gesellschaftlicher Probleme. 
 
Vorstellung der Beiträge des Diskussionspapieres 
Franziska Meergans (Universität Osnabrück) präsentiert ihre Forschungen zum Policy-Wandel 
im Wasser-Energie-Nahrungs-Nexus in der Weser-Ems-Region. Mithilfe der theoretischen Per-
spektive des diskursiven Institutionalismus nach Vivien Schmidt (vgl. Schmidt 2008) zeigt sie 
auf, dass eine inkohärente Gesetzgebung zwischen Wasser-, Energie- und Nahrungsmittelpoli-
tik zu nicht-intendierten Effekten und einem nicht nachhaltigen Umgang mit der jeweiligen 
Ressource führen kann. So hat etwa das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) die Nitratproble-
matik in der Weser-Ems-Region noch verschärft; die öffentliche Förderung von Biogasanlagen 
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als Instrument des deutschen EEGs hat durch den zunehmenden Anbau von Energiepflanzen 
die Nitrateinträge in Boden und Grundwasser erhöht und so die Erreichung der Gewässer-
schutzziele gefährdet. 
Benjamin Hennchen (Albert-Ludwigs-Universität Freiburg) analysiert aus einer praxistheore-
tischen Perspektive das Phänomen der Lebensmittelverschwendung in der Außer-Haus-Ver-
pflegung. Er führt den Umgang mit Lebensmittelressourcen weder auf die individuellen Ak-
teur*innen und ihre Entscheidungen noch allein auf strukturelle Faktoren zurück, sondern in-
terpretiert ihn als Ergebnis der miteinander verknüpften Küchenpraktiken des Bereitstellens, 
Verarbeitens und Portionierens. Auf Basis einer qualitativen empirischen Erhebung zeigt die 
Analyse, dass Lebensmittel entweder als ökonomische Ressource, als ein ethisch aufgeladenes 
Gut oder als Mittel zur Befriedigung antizipierter Gästeerwartungen Bedeutung erhalten. Der 





Advocacy-Koalitionen und inkrementeller Policy-Wandel:  




Fachgebiet Europäische Integration, Universität Osnabrück 
 
1. Einleitung 
Die Vereinten Nationen definieren Ressourcen als „naturally occurring assets that provide use 
benefits through the provision of raw materials and energy used in economic activity” (United 
Nations 1997) und unterscheiden vier Kategorien: biologische, Boden-, Wasser- und Mineral-
/Energieressourcen. Der vorliegende Beitrag fokussiert auf die Ressource Wasser, die für viel-
fältige Zwecke benötigt wird. Neben der Verwendung als Trinkwasser spielt sie eine zentrale 
Rolle für die Landwirtschaft, die als Wirtschaftsbereich stark von der Ressource Wasser abhän-
gig ist – rund 70 Prozent des weltweiten Wasserverbrauchs entfallen auf diesen Sektor (OECD 
2012). Der Zugang zu sauberem Wasser ist aber nicht nur für den Menschen und eine Vielzahl 
von Industrien von entscheidender Bedeutung, auch die natürlichen Ökosysteme sind von die-
ser Ressource abhängig. Die steigende Nachfrage nach Wasser und ihr multifunktionaler Cha-
rakter stellen eine Herausforderung für die politische Steuerung (Governance) dar. Hinzu 
kommt, dass es sich bei Wasser um eine sogenannte common-pool-Ressource bzw. Allmende-
gut handelt. Diese werden definiert als Ressourcen, von deren Nutzung niemand (oder nur zu 
hohen Kosten) ausgeschlossen werden kann (Kriterium der Exklusivität), und bei denen Riva-
lität im Konsum besteht, das heißt, wenn ein Akteur die gemeinsame Ressource nutzt, schränkt 
er damit die Nutzungsmöglichkeiten der anderen ein (Kriterium der Substraktabilität) (Ostrom 
2005). Aufgrund dieser Eigenschaften laufen common-pool-Ressourcen bzw. Allmendegüter 
Gefahr übernutzt oder gar zerstört zu werden. Grund dafür ist eine soziale Dilemmasituation, 
die von Hardin (1968) als „tragedy of the commons“2 bezeichnet wurde. Solchen Dilemmasi-
tuationen und damit der Übernutzung oder sogar Zerstörung von Ressourcen vorzubeugen, ist 
das Ziel politischer Steuerung.  
                                                          
1 Der Artikel ist im Rahmen des Verbundprojektes „Erhöhung der STEuerungskompetenz zur ERreichung der Ziele eines 
integrierten Wassermanagements (STEER)“ entstanden, welches vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) als Teil der Fördermaßnahme „Globale Ressource Wasser (GROW)“ unterstützt wurde. Die Maßnahme gehört 
zum BMBF-Programm „Forschung für Nachhaltige Entwicklung“ (FONA³).  
2 Ein bekanntes Beispiel für eine Dilemmasituation bei Allmenden stammt von Hardin (1968): Eine Gemeinschaft verfügt über 
ein gemeinsam genutztes Weideland. Jede*r Hirt*in kann seine Kühe auf dem Weideland grasen lassen und so seinen/ihren 




Daher ist der Schutz der Wasserqualität ein Schlüsselelement der europäischen Umweltpolitik. 
Die Nitratrichtlinie (91/676/EWG) der Europäischen Union (EU) ist eines ihrer Kernstücke; sie 
zielt darauf ab, die Wasserverschmutzung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen zu ver-
ringern. Die bereits 1991 verabschiedete EU-Nitratrichtlinie leidet jedoch seit Jahren unverän-
dert unter Umsetzungsproblemen in mehreren europäischen Ländern. In Deutschland führen 
ungelöste Konflikte zwischen Umwelt- und Landwirtschaftsinteressen sowie Zielkonflikte mit 
der Erneuerbaren-Energien-Gesetzgebung dazu, dass der Grenzwert für Nitrat im Grundwasser 
insbesondere im Bundesland Niedersachsen seit Jahren überschritten wird. Frühe Versuche lo-
kaler und nationaler Akteure wie zum Beispiel örtlicher Wasserversorger (Drunkenmölle 2006) 
bereits Anfang der 2000er Jahre auf diese Fehlentwicklung aufmerksam zu machen und die 
nationale Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie – die Düngeverordnung – anzupassen, verfehlten 
ihr Ziel. Die Europäische Kommission leitete daraufhin 2013 ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Deutschland wegen Nichteinhaltung der Nitratrichtlinie ein, das einen wichtigen Push-
Faktor für Veränderungen auf nationaler Ebene darstellte. Letztlich wurde die nationale Dün-
geverordnung im Jahr 2017 novelliert. Dies erfolgte allerdings mit nur geringfügigen Änderun-
gen auf Ebene der Instrumente (Kuhn 2017), sodass man hier von inkrementellem im Unter-
schied zu signifikantem Wandel sprechen muss. 
 
Dass sich in der vorliegenden Fallstudie mit der Novellierung der Düngeverordnung lediglich 
ein inkrementeller Wandel zeigt, ist angesichts der theoretischen Erwartungen des Advocacy 
Coalition Framework (ACF) überraschend. Das ACF (Sabatier 1993) stellt einen Analyserah-
men dar, dessen analytischer Fokus auf der Erklärung von Policy-Wandel liegt. Den theoreti-
schen Annahmen des ACF weiter folgend, erhöhen Fehlentwicklungen wie der Zielkonflikt mit 
der Erneuerbaren-Energien-Gesetzgebung und das Eingreifen einer übergeordneten Instanz wie 
der Europäischen Kommission die Chancen für signifikanten Wandel. Im Fall der Nitratgesetz-
gebung in Niedersachsen kam es dennoch nur zu inkrementellem Wandel. Damit liefert der 
vorliegende Fall einen kritischen Test der theoretischen Annahmen des ACF. Darüber hinaus 
wird Kapitel 3 zum Stand der Forschung zeigen, dass insbesondere die Rolle von übergeordne-
ten Instanzen und der Einfluss von internen Ereignissen zu den am wenigsten untersuchten 
                                                          
zu beschränken, selbst wenn die Kapazitätsgrenze des Weidelandes erreicht wird, denn die Kosten für die Überweidung 
müssen von allen Hirt*innen gleichermaßen getragen werden und fallen entsprechend für jeden Einzelnen gering aus. Für 
den/die einzelne*n Hirt*in ist es also nicht rational, sich an dem Erhalt der gemeinsamen Ressource zu beteiligen, da er/sie 
die Kosten auch einfach externalisieren kann. Da alle Hirt*innen rational handeln, kommt es schließlich zur Zerstörung der 
gemeinsamen Ressource – ein Ergebnis, das für keine*n der Hirt*innen wünschenswert ist. 
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Faktoren für Policy-Wandel zählen. Auch hinsichtlich der kausalen Mechanismen, die das Ein-
greifen übergeordneter Instanzen mit Policy-Wandel verbinden, liegen bisher keine theoreti-
schen Beiträge und nur wenige empirische Erkenntnisse vor. An diese Forschungslücken 
schließt der vorliegende Beitrag an. Vor diesem Hintergrund zielt der Beitrag darauf ab, erstens 
einen Einblick in die theoretischen Annahmen und den Forschungsstand zu Policy-Wandel des 
ACF mit Fokus auf den Politikfeldern Umwelt und natürliche Ressourcen zu liefern. Zweitens 
wird mit dem Beispiel der Politik zur Nitratreduktion in Niederachsen ein Fall für einen kriti-
schen Test der ACF-Annahmen vorgeschlagen und ein Forschungsdesign entwickelt, das die 
hinter dem Wandlungsprozess liegenden kausalen Mechanismen aufdecken und so die identi-
fizierte Forschungslücke schließen kann.  
 
Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: Im nächsten Kapitel werden zunächst die Grundzüge des 
ACF vorgestellt sowie dessen theoretische Annahmen zu Pfaden, die zu Politikwandel führen, 
erläutert. Anschließend wird in Kapitel 3 der Stand der Forschung zu Politikwandel aus einer 
ACF-Perspektive mit besonderem Fokus auf die Bereiche Umwelt und natürliche Ressourcen 
aufbereitet. Nachdem in Kapitel 4 Hintergrundinformationen zur Fallstudie gegeben und der 
Wandlungsprozess der Nitratgesetzgebung in Deutschland beschrieben wird, folgt in Kapitel 5 
die Vorstellung eines möglichen Forschungsdesigns zur Untersuchung des Falls. Abschließend 
wird im letzten Kapitel diskutiert, welche Erkenntnisse aus dem Literaturüberblick zu ACF-
Anwendungen mit besonderem Fokus auf die Politikfelder Umwelt und natürliche Ressourcen 
hervorgehen und welche Ergebnisse das vorgeschlagene Forschungsdesign darüber hinaus lie-
fern kann. 
 
2. Advocacy-Koalitionen, Belief-Systeme und Policy-Wandel 
Die Literatur liefert verschiedene Erklärungsansätze für Policy-Wandel, die sich in vier Dimen-
sionen möglicher Einflussfaktoren unterscheiden lassen: (1) Institutionen (vgl. Hall und Taylor 
1996; Mahoney und Thelen 2010; Ostrom 2005; Pierson 1993; Streeck und Thelen 2005), (2) 
Interessen (vgl. Hall und Taylor 1996), (3) Netzwerke (vgl. Shearer u. a. 2016) und (4) Ideen 
bzw. Diskurse (Hall 1993; Schmidt 2008, 2010). Durch den wegweisenden Beitrag von Vivien 
Schmidt (2008, 2010) zum Diskursiven Institutionalismus ist in jüngerer Zeit insbesondere die 
Vorstellung, dass Ideen und Überzeugungen eine Rolle in der Politik und im Policymaking-
Prozess spielen, zur fest etablierten Annahme in den Politikwissenschaften avanciert. Der Dis-
kursive Institutionalismus ist aus der Kritik an den drei traditionellen Institutionalismen – dem 
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Rational-Choice-Institutionalismus, dem Historischen Institutionalismus und dem Soziologi-
schen Institutionalismus – heraus entstanden. Deren statisches und auf Gleichgewichtszustände 
fokussiertes Institutionenverständnis beschränkt ihre Erklärungskraft auf die Kontinuität und 
den exogen verursachten Wandel von Institutionen3. Im Gegensatz dazu will der Diskursive 
Institutionalismus die Entstehung und den endogenen Wandel von Institutionen erklären 
(Schmidt 2008, 2010).  
 
Ideen werden in der vorliegenden Arbeit definiert als "causal beliefs about economic, social 
and political phenomena” (Béland und Cox 2016: 430), wobei beliefs als “interpretations of the 
material world, shaped as much by the material world as by our emotions and values” (ebd.) 
verstanden werden. Ideen beziehen sich also auf die Werte und Überzeugungen der Akteure. 
Vivien Schmidt (2008) unterscheidet Ideen auf drei Ebenen: (1) Die konkrete Ausgestaltung 
von Ideen in Form von Policies (z.B. Düngeverordnung); (2) Programme, die festlegen, welche 
Themen überhaupt berücksichtigt werden, welche Ziele erreicht werden sollen und welche In-
strumente zur Lösung eingesetzt werden können (z.B. Parteiprogramme); sowie (3) Philoso-
phien bzw. Weltanschauungen, das heißt implizite Grundannahmen, die als Beschränkungen 
des überhaupt Denkbaren fungieren und nur in Krisensituationen hinterfragt werden. Diese 
Dreiteilung findet sich in ähnlicher Form auch im Advocacy Coalition Framework (ACF) wie-
der, das weiter unten vorgestellt wird. 
 
Die Entwicklungen und die Konfliktlage zwischen Umwelt- und Landwirtschaftsinteressen im 
Fall der Nitratbelastung in Niedersachsen legen nahe, dass Ideen und Überzeugungen für die 
Entwicklung der Policy und die Frage nach Stabilität oder Wandel eine entscheidende Rolle 
gespielt haben. Um den theoretischen Einfluss von Ideen auf Policy-Wandel für eine empirische 
Analyse fassbar und an bestehende Literatur anschlussfähig zu machen, greift der vorliegende 
Beitrag auf das Advocacy Coalition Framework (ACF) zurück. Das ACF wurde Ende der 
1980er Jahre vom US-amerikanischen Umweltpolitik-Forscher Paul A. Sabatier eingeführt 
(Sabatier 1987) und seither mehrmals weiterentwickelt (Jenkins-Smith u. a. 2018; Sabatier 
1993, 1998; Sabatier und Weible 2007). Sein analytischer Fokus liegt auf der Erklärung von 
Policy-Wandel und eignet sich daher gut für die Anwendung auf den vorliegenden Fall. Dar-
über hinaus wurde das ACF als Analyserahmen gewählt, da es ermöglicht, die grundlegende 
                                                          
3 Ausnahmen bestätigen hier die Regel und an den Rändern der vier Institutionalismen sind die Übergänge fließend, wie auch 
Vivien Schmidt feststellt: „large numbers of new institutionalists, whether rational choice, historical, or sociological insti-
tutionalists, have sought to use ideas to counter the static and overly deterministic nature of institutions in their explanations. 
The tipping point between those approaches to ideas that remain within the confines of any one of the three older new 
institutionalisms and those that belong to DI (discursive institutionalism, Anm. FM) is fuzzy (…)” (Schmidt 2008: 304). 
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Annahme des Diskursiven Institutionalismus – nämlich, dass Ideen und Überzeugungen eine 
Rolle in der Politik und somit auch für Politikwandel spielen – in Hypothesen zu gießen und so 
einer empirischen Überprüfung zu unterziehen.  
 
Auch wenn der Diskursive Institutionalismus sowie das ACF den zentralen Einfluss von Ideen 
auf Policy-Wandel betonen, stellen Ideen nicht den einzigen potenziellen Ausgangspunkt für 
Policy-Wandel dar, wie eingangs bereits erwähnt. Béland stellt fest: “Ideas become politically 
influential in part because they interact with powerful institutional forces and political actors” 
(Béland 2009: 707). Welche Rolle Ideen spielen, hängt also auch von den Rahmenbedingungen 
und somit von Faktoren wie Institutionen, Akteuren und deren Ressourcen ab. Auch vor diesem 
Hintergrund eignet sich das ACF als analytischer Rahmen, denn es greift verschiedene theore-
tische Stränge auf und verbindet so nicht nur die Betrachtung exogener und endogener Faktoren 
für Policy-Wandel, sondern bezieht neben den Ideen und Überzeugungen der Akteuren auch 
deren Ressourcen und die Wirkung politischer Institutionen ein. 
 
Die Analyseeinheit des ACF ist das politische Subsystem, definiert als ein „set of actors who 
are involved in dealing with a policy problem“ (Sabatier 1993: 24). Im Unterschied zu anderen 
Ansätzen wie z.B. epistemic communities (Haas 1992) umfasst ein politisches Subsystem eine 
Vielzahl an Akteuren, darunter neben wissenschaftlichen Expert*innen auch Politiker*innen, 
Bürokrat*innen, Interessenvertreter*innen und Journalist*innen. Analog zur Unterscheidung 
von Philosophien, Programmen und Policies von Vivien Schmidt (2008) geht auch das ACF 
nach Sabatier (1993) von einem dreistufigen Belief-System aus. Das Belief-System wird defi-
niert als ein “set of basic values, causal assumptions, and problem perceptions“ (Sabatier 1993: 
25) und besteht aus drei hierarchisch strukturierten Ebenen: Der Hauptkern, verstanden als „all-
gemeine normative und ontologische Überzeugungen“ (Bandelow 2015: 308) wird in der frü-
hen Sozialisation erworben und ist nur schwer veränderlich. Damit unterscheidet er sich vom 
stabilen, aber prinzipiell veränderlichen Policy-Kern, der auf ein bestimmtes Politikfeld bezo-
gene Wahrnehmungen und Überzeugungen enthält, sowie von den sekundären Aspekten, die 
instrumentelles Handeln, spezifische Überzeugungen und Einstellungen (z.B. bezüglich der 
Wahl von Instrumenten) umfassen.  
 
Neben dem politischen Subsystem und dem Belief-System ist die dritte zentrale Annahme des 
ACF, dass Akteure mit übereinstimmenden Überzeugungen Advocacy Koalitionen bilden. Ne-
ben gemeinsamen Überzeugungen zeichnen sich Advocacy Koalitionen dadurch aus, dass die 
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Mitglieder einer Koalition über einen gewissen Zeitraum hinweg ihr Handeln koordinieren 
(Sabatier 1993). Koalitionen bilden sich vor allem entlang von Überzeugungen des Policy-
Kerns. Da dieser relativ stabil ist, sind es auch die Koalitionen, so die Annahme des ACF 
(Sabatier 1993). In einem politischen Subsystem finden sich in der Regel zwei bis vier Koaliti-
onen, die gegensätzliche Kernüberzeugungen aufweisen und daher in Konflikt zueinander ste-
hen. In einem Subsystem gibt es sowohl Akteure mit festen Positionen innerhalb einer Advo-
cacy Koalition als auch Policy Broker, die zwischen den konkurrierenden Koalitionen vermit-
teln mit dem Ziel, das Konfliktniveau zu reduzieren und eine dauerhafte Lösung für das Prob-
lem zu finden (Sabatier 1993). Sie werden empirisch durch ihre wechselnden oder nicht ein-
deutig zuzuordnenden Positionen identifiziert. Zu den Studien, die sich dieses Phänomen ge-
nauer anschauen, zählen zum Beispiel Ingold (2011), Diaz-Kope u.a. (2013) sowie Galey-Horn 
u.a. (2020). Neben den politischen Überzeugungen lassen sich Koalitionen auch über ihre Res-
sourcen beschreiben. Während die Überzeugungen von Koalitionen in zahlreichen Studien un-
tersucht wurden, haben erst jüngere Anwendungen des ACF vermehrt auch Ressourcen be-
trachtet. Sabatier und Weible (2007) liefern eine Typologie, die folgende Formen von Ressour-
cen unterscheidet: die rechtliche Befugnis politische Entscheidungen zu treffen, öffentliche Un-
terstützung, Informationen, personelle Ressourcen (sogenannte mobilizable troops), finanzielle 
Ressourcen sowie kompetente Führungspersönlichkeiten (vgl. Forschung zu policy 
entrepreneurs, Kingdon 1984; Baumgartner und Jones 1991; Brouwer 2015). Die Koalitionen 
sind also in unterschiedlichem Maß mit Ressourcen ausgestattet. Darüber hinaus sind sie ein-
gebettet in politische Gelegenheitsstrukturen und soziale, wirtschaftliche, kulturelle, physische 
und institutionelle Rahmenbedingungen, die als sogenannte relativ stabile Parameter in den 
Analyserahmen einfließen (Jenkins-Smith u. a. 2018). 
 
Ziel und analytischer Fokus des ACF ist die Erklärung von Policy-Wandel. Hierfür werden 
verschiedene Formen von Policy-Wandel danach unterschieden, welcher Teil des Belief-Sys-
tems sich verändert: Verändert sich der Policy-Kern, handelt es sich um signifikanten politi-
schen Wandel (major policy change), wohingegen Veränderungen der sekundären Aspekte auf 
inkrementellen Wandel (minor policy change) verweisen (Jenkins-Smith u. a. 2018). Ein Bei-
spiel für signifikanten politischen Wandel war beispielsweise im Zuge der Einführung der eu-
ropäischen Wasserrahmenrichtlinie (2000/60/EG) der Wechsel zum Flussgebietsansatz, der das 
Wasserressourcenmanagement entlang klassischer politisch-administrativer Grenzen ablöste. 
Inkrementeller Wandel liegt hingegen dann vor, wenn sich nur die gewählten Instrumente oder 
deren Intensität verändern, wie zum Beispiel ein veränderter Grenzwert für Schadstoffe im 
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Grundwasser. Fünf Pfade können zu Policy-Wandel führen und sollen im Folgenden vorgestellt 
werden: (1) externe Ereignisse bzw. Schocks, (2) interne Ereignisse bzw. Schocks, (3) politi-
sches Lernen, (4) ausgehandelte Kompromisse und (5) das Eingreifen einer übergeordneten 
Instanz. 
 
Externe Ereignisse oder Schocks sind eine der klassischen Erklärungen für Policy-Wandel. So 
geht beispielsweise die Punctuated Equilibrium Theory (Baumgartner und Jones 1991) davon 
aus, dass sich Institutionen über lange Zeiträume hinweg im Gleichgewicht befinden und dass 
Veränderungen nur durch Stimuli von außerhalb möglich sind, die ein window of opportunity, 
also ein Gelegenheitsfenster für Veränderungen liefern. Mit externen Ereignissen sind in der 
Sprache des ACF solche Ereignisse gemeint, die außerhalb der Kontrolle des betrachteten Sub-
systems liegen (Jenkins-Smith u. a. 2018). Dazu zählen beispielsweise Regimewechsel, demo-
graphische oder wirtschaftliche Veränderungen, politische Krisen, Revolutionen oder auch 
technologische Durchbrüche (ebd.). Das ACF nimmt an, dass externe Ereignisse oder Schocks 
die Wahrscheinlichkeit für signifikanten Wandel erhöhen, ihn aber noch nicht erklären. Viel-
mehr sind zusätzliche begünstigende Faktoren notwendig, wie zum Beispiel Veränderungen 
des Belief-Systems, eine Umverteilung der Ressourcen der Akteure, eine veränderte öffentliche 
oder politische Aufmerksamkeit oder das opening or closing of policy venues, sinngemäß über-
setzt mit dem ‚Zugang bzw. Ausschluss von politischen Schauplätzen‘. Über diese kausalen 
Mechanismen führt ein externes Ereignis letztlich zu Policy-Wandel (Jenkins-Smith u. a. 2018; 
Sabatier 1993; Sabatier und Weible 2007).  
 
Interne Schocks unterscheiden sich von externen Schocks, da sie innerhalb der räumlichen 
und/oder thematischen Grenzen des Subsystems stattfinden und damit eher im Einflussbereich 
der Akteure des Subsystems liegen. Beispiele hierfür sind politische Skandale oder Politikver-
sagen, das heißt, wenn eine Policy die gesetzten Ziele nicht erreicht und an Unterstützung ver-
liert. Sowohl in ihrer Gestalt als auch hinsichtlich der dahinter liegenden kausalen Mechanis-
men sind interne den externen Ereignissen wiederum ähnlich: Krisen, Skandale oder auch Po-
litikversagen stellen die Kernüberzeugungen der dominanten Koalition in Frage, verteilen Res-
sourcen um und können so letztlich zu Policy-Wandel führen (Jenkins-Smith u. a. 2018).  
Ein dritter möglicher Pfad, der dem ACF zufolge zu Policy-Wandel führen kann, ist politisches 
Lernen innerhalb oder zwischen Koalitionen. Lernen löst eher inkrementellen Policy-Wandel 
über einen längeren Zeitraum aus, da sekundäre Aspekte im Unterschied zu Policy-Kernüber-
zeugungen leichter veränderlich sind (Jenkins-Smith u. a. 2018). Signifikanter Wandel infolge 
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von Lernen ist unwahrscheinlicher, aber in Verbindung mit externen oder internen Schocks 
ebenfalls möglich (Jenkins-Smith u. a. 2018; Nohrstedt 2005). Politisches Lernen wird definiert 
als „relatively enduring alterations of thought or behavioral intentions which result from expe-
rience and which are concerned with the attainment (or revision) of policy objectives“ (Heclo 
1974: 306). Diese im ACF geläufige Definition stellt das Produkt von Lernen ins Zentrum. 
Heikkila u.a. (2014) verweisen jedoch darauf, dass man zwischen dem Produkt und dem Pro-
zess des Lernens unterscheiden muss. Lernprozesse sind demnach Voraussetzung für Lernpro-
dukte und können durch Kommunikation oder neue Informationen in Gang gesetzt werden. 
Hier zeigt sich, dass die verschiedenen Pfade, die zu Policy-Wandel führen, konzeptionell nicht 
eindeutig voneinander getrennt, sondern miteinander verwoben sind: Lernen wird durch neue 
Informationen ausgelöst, die wiederum das Ergebnis von externen Ereignissen sein können.  
 
Ausgehend von der Literatur zur Alternativen Streitbeilegung (alternative dispute resolution, 
vgl. Susskind u. a. 1999) wurde im Zuge der Weiterentwicklung des ACF ein vierter Pfad für 
Policy-Wandel ergänzt: Ausgehandelte Kompromisse verstanden als „formal processes of nego-
tiation among opposing interest groups” (Heikkila u. a. 2014: 69) können vor allem dann zu 
Policy-Wandel führen, wenn die beteiligten Akteure keine alternativen Wege sehen, um ihre 
politischen Ziele zu erreichen (lack of alternative venues), gleichzeitig aber den Status Quo als 
inakzeptabel wahrnehmen (sogenanntes hurting stalemate). Sabatier und Weible (2007) spezi-
fizieren weitere Bedingungen, nämlich konsensuelle Entscheidungsprozesse, erfahrene und 
neutrale Verhandlungsführer, eine angemessene Finanzierung, Vertrauen, Verbindlichkeit auf 
Seiten aller beteiligten Verhandlungspartner*innen und die Repräsentation aller Stakeholderin-
teressen. Außerdem muss es sich um ein empirisches Problem handeln, da normative Frage-
stellung schwer verhandelbar sind.  
 
Ein fünfter Pfad verbindet die Annahmen des ACF zu Policy-Wandel mit denen zu Advocacy 
Koalitionen und geht davon aus, dass eine übergeordnete Instanz auch dann signifikanten Po-
licy-Wandel durchsetzen kann, wenn die dominante Koalition unverändert an der Macht bleibt 
(Sabatier und Jenkins-Smith 1993). Dieser fünfte Pfad basiert auf der Tatsache, dass Politik 
grundsätzlich auf verschiedenen Governanceebenen (kommunal, regional, national, supranati-
onal) stattfinden kann, welche miteinander verflochten sind. Dies trifft insbesondere auf 
(quasi)föderale Staaten wie zum Beispiel Deutschland, die USA oder die EU zu (Große Hütt-
mann 2020). In solchen Mehrebenensystemen haben verschiedene Ebenen und dort die jewei-
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ligen Instanzen verschiedene Zuständigkeiten inne. Insofern kann es eine Strategie der domi-
nanten und der Minderheitskoalitionen sein, das Policy-Problem wahlweise auf eine bestimmte 
Governanceebene zu beschränken oder den Konflikt auf höhere Ebenen auszuweiten in der 
Hoffnung, dass diese Instanzen, zum Beispiel Bundesgerichte oder Bundesbehörden, in ihrem 
jeweiligen Interesse entscheiden (Sabatier und Jenkins-Smith 1993).  
Im aktuellsten Übersichtswerk zum ACF von Jenkins-Smith und anderen (2018) werden die 
fünf vorgestellten Pfade, die zu Policy-Wandel führen können, in zwei Hypothesen zusammen-
gefasst: 
 
Hypothese 1: Externe Schocks, interne Schocks, politisches Lernen, ausgehandelte Kompro-
misse oder eine Kombination derselben ist eine notwendige, aber keine hinreichende Bedin-
gung für signifikanten Policy-Wandel.  
 
Hypothese 2: Es wird kein signifikanter Wandel einer Policy in einem Subsystem stattfinden, 
solange die Koalition, die die Policy eingeführt hat, an der Macht bleibt – es sei denn, die 
Änderung wird von einer übergeordneten Instanz beschlossen. 
 
In zahlreichen theoretischen Beiträgen zum ACF finden sich Überlegungen zu den kausalen 
Mechanismen und intervenierenden Variablen, die die oben genannten fünf Pfade mit Policy-
Wandel beziehungsweise Stabilität verbinden. Wenngleich sie nicht expliziter Bestandteil der 
Hypothesen sind, wurden sie bereits in zahlreichen empirischen Anwendungen des ACF getes-
tet. Pierce u. a. (2020) haben sie unter dem Begriff der ‚Sekundärkomponenten‘ gesammelt. 
Abbildung 1 gibt einen Überblick über die fünf Pfade, die zu signifikantem oder inkrementel-
lem Wandel führen können, sowie über die kausalen Mechanismen und intervenierenden Vari-
ablen, die den Zusammenhang mit Wandel bzw. Stabilität erklären sollen. 
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Abbildung 1: Pfade, kausale Mechanismen und Policy-Wandel 
 
Quelle 1: Eigene Darstellung in Anlehnung an Pierce u. a. (2020) 
 
3. Stand der Forschung 
Seit seiner Einführung Ende der 1980er Jahre wurde das ACF in empirischen Studien auf eine 
Vielzahl von Politikfeldern, in einer Reihe von politischen und geografischen Kontexten und 
unter Verwendung sowohl qualitativer als auch quantitativer Methoden angewandt. Dabei liegt 
jedoch seit jeher ein deutlicher Fokus auf Untersuchungen in den Politikfeldern Umwelt und 
Energie (Pierce u. a. 2017; Weible u. a. 2009). Eine Reihe von Übersichtsartikeln liefert Me-
taanalysen dieser Vielzahl an empirischen Anwendungen des ACF, so zum Beispiel Weible 
u.a. (2009) für den Zeitraum von 1987 bis 2006 (n= 80), Pierce u.a. (2017) für den Zeitraum 
2007 bis 2014 (n= 161), Sotirov und Memmler (2012) mit einem Fokus auf das Politikfeld der 
natürlichen Ressourcen (n= 41) oder auch länderspezifische Überblicke (z.B. Henry u. a. 2014 
zu Studien außerhalb Westeuropas und Nordamerika; Li und Weible 2019 für China; Nohrstedt 
und Olofsson 2016 für Schweden). Die aktuellste Metaanalyse mit einem Fokus auf der Erklä-
rung von Policy-Wandel und Stabilität liefern Pierce und Kolleginnen (2020). Die Autor*innen 
haben 67 wissenschaftliche Zeitschriftenartikel aus dem Zeitraum 2007 bis 2014 ausgewertet, 
die insgesamt 148 Politikprozesse umfassen, von denen es sich bei 131 Fällen um Policy-Wan-




Die Metaanalyse von Pierce und Kolleginnen (2020) zeigt, dass die fünf Pfade mit unterschied-
licher Häufigkeit in den empirischen Anwendungen des ACF auftreten. Externe Ereignisse tra-
ten in 60 Prozent der untersuchten Wandlungsprozesse auf, Lernen in 56 Prozent, ausgehan-
delte Kompromisse in 31 Prozent. Eine übergeordnete Instanz war hingegen nur in 15 Prozent 
und interne Ereignisse in 10 Prozent der untersuchten Wandlungsprozesse ausschlaggebend. 
Diese Häufigkeitsverteilung findet sich in ähnlicher Form auch in anderen Metaanalysen wieder 
(Nohrstedt und Olofsson 2016; Pierce u. a. 2017). Im Folgenden wird der Forschungsstand zu 
den fünf Pfaden entlang ihrer absteigenden Relevanz vorgestellt. Dabei werden erstens die Er-
gebnisse der aktuellsten Metastudie von Pierce und Kolleginnen (2020) vorgestellt und diese, 
zweitens, um aktuelle Studien aus dem Bereich Umwelt und natürliche Ressourcen erweitert. 
Hierfür wurden mithilfe der Schlagwortsuche der Literaturdatenbank Web of Science Studien 
im Zeitraum 2015 bis Mai 2020 identifiziert, die die Annahmen des ACF zu Policy-Wandel 
untersuchen. Angesichts der Vielzahl an empirischen Anwendungen des ACF erhebt der vor-
liegende Beitrag keinen Anspruch auf Vollständigkeit. Vielmehr hat er zum Ziel, einen Einblick 
in die ACF-Forschung zu Policy-Wandel und den Pfaden, die zu Wandel führen, zu geben und 
dabei einen besonderen Fokus auf Studien aus dem Bereich Umwelt und natürliche Ressourcen 
zu setzen.  
 
Externe Ereignisse 
Wie oben bereits aufgeführt, ist der am häufigsten getestete Pfad des ACF der Einfluss von 
externen Ereignissen wie zum Beispiel demographischen oder wirtschaftlichen Veränderungen, 
politischen Krisen oder technologischen Durchbrüchen auf Policy-Wandel. Es gibt zahlreiche 
Studien zu verschiedenen Politikfeldern, die einen Zusammenhang zwischen externen Ereig-
nissen und signifikantem Policy-Wandel finden (z.B. Aamodt und Stensdal 2017; Albright 
2011; Elliott und Schlaepfer 2001; Kübler 2001; Nohrstedt 2005, 2008, 2011; Olofsson u. a. 
2018; Wagner und Yla-Anttila 2018; Watanabe 2016; Wong 2016). Auch Pierce u. a. (2020) 
kommen auf Basis ihrer Metaanalyse zu dem Ergebnis, dass es Unterstützung für diese Hypo-
these gibt, da 64 Prozent ihrer untersuchten Fälle signifikante politische Veränderungen mit 
externen Ereignissen in Verbindung bringen. Sotirov und Memmler (2012) finden in ihrer Me-
taanalyse von empirischen Fällen aus dem Politikfeld der natürlichen Ressourcen mehrere Stu-
dien, die diese Hypothese des ACF bestätigen (z.B. Tewari 2001; Villamor 2006). Gleichzeitig 
zeigen sich in einigen Studien allerdings auch Abweichungen von diesem Kausalzusammen-
hang, das heißt dass externe Schocks nicht zu signifikantem Wandel geführt haben (z.B. Ardic 
u. a. 2015; Bukowski 2007; Lintz und Leibenath 2020; Markard u. a. 2016; Menahem und Gilad 
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2016; Montefrio 2014). Bukowski (2007) findet für den Fall der Spanischen Wasserpolitik eine 
lange zeitliche Verzögerung zwischen den externen Ereignissen (Beitritt Spaniens zur Europä-
ischen Gemeinschaft, Dürreereignisse) und dem Politik-Wandel, was die Frage aufwirft, wel-
che Faktoren signifikanten Policy-Wandel trotz externer Ereignisse verhindert haben. Lintz und 
Leibenath (2020) können am Beispiel lokaler Initiativen gegen Windenergie in Deutschland 
zeigen, dass die Nuklearkatastrophe von Fukushima als externer Schock zwar zur Energie-
wende in Deutschland und zur Anhebung der Ziele für Erneuerbare Energien beigetragen hat, 
dies speziell im Bundesland Sachsen allerdings zu einer wachsenden Opposition und erhebli-
chen Schwächung der Ziele geführt hat.   
 
Dabei ist zu beachten, dass externe Ereignisse – wie von der ACF-Hypothese angenommen – 
selten allein zu signifikantem Policy-Wandel führen, sondern in Kombination mit anderen Pfa-
den auftreten. Externe Ereignisse treten am häufigsten gemeinsam mit Lernen bzw. mit Lernen 
und ausgehandelten Kompromissen oder einer übergeordneten Instanz auf (Pierce u. a. 2020). 
Betrachtet man ausschließlich Studien im Politikfeld Umwelt und Energie, so treten externe 
Ereignisse am häufigsten in Kombination mit Lernen auf (ebd.). 
 
Der Forschungsstand zum Zusammenhang von externen Ereignissen und Policy-Wandel liefert 
auch Erkenntnisse zu den dahinterliegenden Kausalmechanismen. Der Metaanalyse von Pierce 
u. a. (2020) zufolge werden die Mobilisierung von Minderheitskoalitionen, die Umverteilung 
von Ressourcen und der Zugang bzw. Ausschluss von politischen Schauplätzen am häufigsten 
im Zusammenhang mit externen Ereignissen identifiziert. Sotirov und Memmler (2012) identi-
fizieren in ihrer Metaanalyse auf Basis von Studien aus dem Politikfeld natürliche Ressourcen 
ebenfalls die Umverteilung von politischen Ressourcen sowie das Sammeln von politischen 
Schauplätzen und Policy Broker als kausale Mechanismen. Insgesamt besteht zu den kausalen 
Mechanismen, die externe Ereignisse und Policy-Wandel verbinden, Forschungsbedarf. Inte-
ressant ist in diesem Zusammenhang vor allem die Frage, wie Minderheitskoalitionen die ex-
ternen Ereignisse für ihre Zwecke nutzen (können) (Jenkins-Smith u. a. 2018). In diesem Kon-
text gibt es vermehrt Studien, die sich mit der Rolle und Klassifikation der Ressourcen von 
Koalitionen auseinandersetzen (v.a. Nohrstedt 2011). Khayatzadeh-Mahani u.a. (2017) liefern 
mit ihrem Fall des Verbots des Shisha-Rauchens an öffentlichen Orten im Iran ein Beispiel 
dafür, wie trotz eines externen Ereignisses kein Policy-Wandel auftrat, da dieses Gelegenheits-




Der Forschungsstand zum Zusammenhang von externen Ereignissen und Policy-Wandel bestä-
tigt weitestgehend die Hypothese 1, dass externe Ereignisse bzw. Schocks eine notwendige, 
aber keine hinreichende Bedingung für signifikanten Policy-Wandel sind. Weitere Studien sind 
notwendig, um inkrementellen Wandel und Stabilität infolge von externen Ereignissen sowie 
die dahinterliegenden Mechanismen zu beleuchten (Jenkins-Smith u. a. 2018).  
 
Politisches Lernen 
Der am zweithäufigsten identifizierte Pfad zu Policy-Wandel ist politisches Lernen. In der The-
orie zum ACF wird davon ausgegangen, dass politisches Lernen eher zu inkrementellem Policy-
Wandel und seltener zu signifikantem Policy-Wandel führt (Jenkins-Smith u. a. 2018). Dieser 
Zusammenhang bestätigt sich in der Metaanalyse von Pierce u. a. (2020), bei der in 60 Prozent 
der Fälle von inkrementellem Wandel eine Verbindung zu politischem Lernen besteht (z.B. 
Weber u. a. 2013). In ihrer Studie zu inkrementellem Policy-Wandel in der Fracking-Politik in 
Colorado können Heikkila und Kollegen (2014) auf Basis von Interviews mit Interessengrup-
pen zeigen, dass Lernen – zusammen mit dem Einfluss von Policy Entrepreneuren, dem richti-
gen Zeitpunkt und ausgehandelten Kompromissen – inkrementellen Policy-Wandel erklärt. 
Dies verweist auf einen weiteren Forschungsstrang, der die Rolle von Zeitpunkt und Abfolge 
von Pfaden, die zu Politikwechsel oder Stabilität führen, hervorhebt (Heikkila u. a. 2014; Pierce 
u. a. 2020).  
 
Darüber hinaus kann politisches Lernen auch zu signifikantem Policy-Wandel führen, vor allem 
dann, wenn Lernen zusammen mit einem internen oder externen Schock auftritt (Jenkins-Smith 
u. a. 2018; Wong 2016). Dies zeigt sich zum Beispiel im Fall der Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik der EU (Nedergaard 2008). Dort kam es zu politischem Lernen, wodurch gegen 
den Widerstand der dominanten Landwirtschaftskoalition ein grundlegender Politikwechsel 
herbeigeführt werden konnte. Bevorstehende internationale Handelsgespräche (extern) sowie 
der Ausbruch der Rinderkrankheit BSE (intern) mit einem damit einhergehenden Vertrauens-
verlust in die Lebensmittelsicherheit in vielen Mitgliedsstaaten haben eine Ausgangssituation 
geschaffen, die von allen drei identifizierten Advocacy Koalitionen als unakzeptabel empfun-
den wurde (sogenanntes hurting stalemate) und so den weitreichenden Politikwandel ermög-
licht haben. Ohne eine Differenzierung zwischen inkrementellen oder signifikanten Wandel 
vorzunehmen, finden Nohrstedt und Oloffson (2016) in ihrer Metaanalyse zu schwedischen 
Fallstudien eine moderate Unterstützung für die Lern-Hypothese. Ein ähnliches Bild zeigt sich 




Ebenfalls unabhängig davon, um welche Art von Policy-Wandel es sich handelt, geben Pierce 
u. a. (2020) einen Einblick in die dahinterliegenden kausalen Mechanismen. Bei Wandlungs-
prozessen in Zusammenhang mit Lernen ist der am häufigsten gefundene Mechanismus die 
Mobilisierung von Minderheitskoalitionen, gefolgt vom Wandel in den Einstellungen der do-
minanten Koalition, dem Zugang bzw. Ausschluss von politischen Schauplätzen und dem Vor-
handensein eines Policy Brokers. 
 
Insgesamt erschwert die Tatsache, dass die Mehrheit der ACF-Anwendungen nicht zwischen 
signifikantem und inkrementellem Policy-Wandel unterscheidet, differenzierte Schlussfolge-
rungen hinsichtlich des Einflusses von Lernen (eine Ausnahme scheinen Studien zu China zu 
sein, vgl. Li und Weible 2019). Zukünftige empirische Anwendungen des ACF sollten eine 
klarere Identifizierung von inkrementellem bzw. signifikantem Wandel vornehmen. Darüber 
hinaus führt auch die starke Zusammenfassung der verschiedenen Pfade für Policy-Wandel in 
Hypothese 1 zu Ungenauigkeiten. Die Annahme des ACF, dass politisches Lernen zu inkre-
mentellem Wandel führt, findet hierin keine Berücksichtigung mehr. Dies ist besonders kritisch 
zu bewerten, da dieser Zusammenhang durch den Forschungsstand bestätigt wird. Vor diesem 
Hintergrund schlägt der vorliegende Beitrag vor, eine zusätzliche Hypothese aufzunehmen, die 
den Zusammenhang zwischen politischem Lernen und inkrementellem Wandel ausformuliert: 
Hypothese 1a: Politisches Lernen alleine führt in der Regel zu inkrementellen Wandel.  
 
Ausgehandelte Kompromisse 
Die Möglichkeit, dass ausgehandelte Kompromisse zu Policy-Wandel führen, wurde nachträg-
lich von Sabatier und Weible (2007) eingeführt. Entsprechend zählt dieser Pfad noch zu den 
weniger häufig untersuchten. Pierce u. a. (2020) identifizieren in 31 Prozent der untersuchten 
Fälle ausgehandelte Kompromisse als Pfad für Policy-Wandel (z.B. Albright 2011; Heikkila 
u. a. 2014; Ingold 2011; Lintz und Leibenath 2020). Wenn ausgehandelte Kompromisse zu Po-
licy-Wandel führen, dann treten sie in der Regel gemeinsam mit Lernen (Karapin 2012) oder 
mit externen Ereignissen (Johnson u. a. 2012) auf. Zu den laut Pierce u. a. (2017, 2020) am 
häufigsten in Verbindung mit ausgehandelten Kompromissen gefundenen kausalen Mechanis-
men zählen die Mobilisierung der Minderheitskoalition, ein sogenanntes hurting stalemate 
(z.B. Heikkila u. a. 2014) und das Vorhandensein eines Policy Brokers (z.B. Ingold 2011). So 
kann zum Beispiel Ingold (2011) anhand der Schweizer Klimapolitik mithilfe einer Sozialen 
Netzwerkanalyse die zentrale Rolle von Policy Brokern für Policy-Wandel in einer hurting 
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stalemate-Situation aufzeigen: Im Streit um ein passendes Klimaschutzinstrument (Klimasteuer 
versus Klimapfennig) schlug das Schweizerische Bundesamt für Energie aktiv eine politische 
Lösung vor, die die Präferenzen der konkurrierenden Koalitionen miteinander verband. Damit 
gab das Bundesamt seine eigenen politischen Präferenzen auf, um einen politischen Kompro-
miss zu finden. Die Christlichdemokratische Volkspartei brachte diese Lösung anschließend in 
die parlamentarische Diskussion ein und fungierte ebenso wie das Bundesamt als Policy Bro-
ker.  
 
Der Forschungsstand liefert erste Hinweise, dass es sich bei ausgehandelten Kompromissen um 
einen relevanten Pfad für Policy-Wandel handelt und bestätigt zudem einige der theoretisch 
angenommenen Bedingungen, unter denen ausgehandelte Kompromisse notwendig für signifi-
kanten Policy-Wandel sind (z.B. das hurting stalemate). Da es sich um einen der neueren Pfade 
in der Tradition des ACF handelt, ist weitere Forschung notwendig.  
 
Eingreifen einer übergeordneten Instanz 
Der Einfluss einer übergeordneten Instanz auf Policy-Stabilität und Wandel (Hypothese 2) zählt 
ebenfalls zu den seltener getesteten Pfaden (Jenkins-Smith u. a. 2018). Nichtsdestotrotz gibt es 
einige Studien, die diese Hypothese bestätigen. Pierce u. a. (2020) kommen auf Basis ihrer 
Metaanalyse zu dem Ergebnis, dass dieser Pfad am häufigsten im Politikfeld Umwelt und Ener-
gie und in Kombination mit einem externen Ereignis (Kim 2012) und/oder Lernen (Ley und 
Weber 2014) identifiziert wird. Kim (2012) kann am Beispiel eines Landgewinnungsvorhabens 
in Südkorea zeigen, wie eine Vielzahl an externen Faktoren, darunter die Wirtschaftskrise in 
Asien, die Situation beeinflusst haben, letztlich aber ein Urteil des Obersten Gerichtshofes über 
den Fortlauf des Projektes und damit über den Policy-Wandel entschieden hat. Einen ähnlichen 
Fall untersuchen Ley und Weber (2014) in ihrer vergleichenden Studie zur Praxis der Verbren-
nung von Ernterückständen auf landwirtschaftlichen Feldern in den US-Bundesstaaten Idaho 
und Washington. Dabei rücken sie die Wahl der politischen Schauplätze ins Zentrum der Un-
tersuchung und zeigen auf, wie im Fall von Idaho strategisch der Bundesgerichtshof als politi-
scher Schauplatz gewählt und so eine Entscheidung bezüglich Policy-Stabilität beziehungs-
weise Wandel herbeigeführt wurde. Auf Basis einer Dokumentenanalyse sowie Interviews zeigt 
Stensdal (2014) für den Fall der Klimaschutzpolitik in China, wie externe Ereignisse, Policy-
Lernen und eine übergeordnete Instanz zusammengespielt haben. Erstens hatten veränderte so-
zioökonomische Bedingungen, nämlich der bewusste Wandel Chinas von einem Entwicklungs-
land zu einem Land mit mittlerem Einkommen, Einfluss auf die Klimaschutzpolitik. Zweitens 
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bestätigt der Fall die vom ACF angenommene Bedeutung von wissenschaftlichen Erkenntnis-
sen für politischen Wandel, da die Vermittlung von Informationen und Wissen über den Kli-
mawandel und seine Folgen für China Einfluss auf das politische Agenda-Setting hatten. Drit-
tens gibt die Autorin allerdings auch zu bedenken, dass gerade in einem Staat wie China zentrale 
politische Entscheidungen immer noch hauptsächlich von oben nach unten getroffen werden 
und damit den Einfluss von externen Ereignissen und Policy-Lernen auf die Entwicklung von 
Policies beschränken. 
 
Pierce u. a. (2020) liefern basierend auf ihrer Metaanalyse Hinweise auf die kausalen Mecha-
nismen, die den Zusammenhang einer übergeordneten Instanz mit Policy-Wandel erklären. Am 
häufigsten wurde die Mobilisierung der Minderheitskoalition, der Zugang bzw. Ausschluss von 
politischen Schauplätzen und eine neue dominante Koalition identifiziert.  
 
Zusammenfassend gibt der Forschungsstand Grund zur Annahme, dass übergeordnete Instan-
zen häufiger gemeinsam mit externen Ereignissen und Lernen auftreten. Die Hypothese 2 zur 
Rolle übergeordneter Instanzen bei signifikantem Wandel liefert allerdings keinen Hinweis auf 
das Zusammenwirken mit anderen Pfaden. Inwiefern letztlich das Eingreifen der übergeordne-
ten Instanz ausschlaggebend für das Herbeiführen signifikanten Wandels ist – wie im Fall Süd-
koreas – bleibt offen und sollte Gegenstand weiterer Untersuchungen sein. Darüber hinaus be-
steht Forschungsbedarf zu inkrementellem Wandel trotz Eingreifen einer übergeordneten In-
stanz sowie hinsichtlich der kausalen Mechanismen, die das Eingreifen einer übergeordneten 
Instanz mit Policy-Wandel verbinden. Interessant ist auch die Tatsache, dass übergeordnete 
Instanzen insbesondere im Politikfeld Umwelt und Energie Einfluss auf Policy-Wandel hatten. 
Hier könnten weitere Untersuchungen Erkenntnisse zu einem möglichen Zusammenhang der 
Eigenschaften des Politikfeldes mit dem Eingreifen übergeordneter Instanzen liefern.  
 
Interne Ereignisse 
Interne Ereignisse werden nur selten als erklärende Faktoren für Policy-Wandel identifiziert (6 
Prozent der untersuchten ACF-Anwendung bei Pierce u. a. (2017) bzw. 10 Prozent bei Pierce 
u. a. (2020)). In der Regel treten sie nicht alleine, sondern zusammen mit Ereignissen außerhalb 
des Subsystems auf (z.B. Montefrio 2014; Wagner und Yla-Anttila 2018). Am Beispiel der 
qualitativen Studie zu Hochwasserereignissen in Ungarn von Albright (2011) zeigt sich, wie 
das Zusammenspiel von internen Schocks (extremes Hochwasserereignis) und einem veränder-
ten politischen Kontext außerhalb des Subsystems (EU-Beitritt) den Policy-Wandel ermöglicht 
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hat. Während das extreme Hochwasserereignis neue politische Schauplätze für die Debatte rund 
um Hochwasserpolitik öffnete, haben die externen Ereignisse zu einer Umverteilung der Res-
sourcen geführt und so letztlich der Minderheitskoalition die Möglichkeit eröffnet, auf Ände-
rungen im Hochwassermanagementprogramm zu drängen. Albright (2011) kritisiert die über-
holte Unterscheidung zwischen internen und externen Ereignissen und kommt zu dem Schluss: 
„While the internal and external shock dichotomy provides one lens […], a finer-grain analysis 
of the attributes of shocks beyond their relative distance to the policy subsystem is needed.” 
(Albright 2011: 507; vgl. dazu auch Nohrstedt und Weible 2010). Nohrstedt und Weible (2010) 
schlagen eine Unterscheidung zwischen geografischer und politischer Nähe von Schocks bzw. 
Krisen zum untersuchten Subsystem vor und entwickeln davon ausgehend vier Typen von Kri-
sen, die sich hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf das Subsystem unterscheiden. 
 
Sotirov und Winkel (2016) untersuchen basierend auf Interviews und einer Dokumentenanalyse 
Stabilität und Wandel in der Forstpolitik in Deutschland und Bulgarien und kommen zu der 
Schlussfolgerung, dass „[m]ajor policy change is likely to be achieved by (shifting) coalitions 
who exploit and/or manipulate issues triggered by external and internal perturbations” (Sotirov 
und Winkel 2016: 151). So wurde beispielsweise im Fall Deutschlands eine staatliche Reform 
der Forstwirtschaft durchgesetzt, indem mittels der Rhetorik des New Public Management auf 
Mängel bürokratisch organisierter staatlicher Institutionen (internes Ereignis) hingewiesen 
wurde. Ebenso wie externe Ereignisse öffnen interne Ereignisse also ein Gelegenheitsfenster 
für politische Veränderungen, dessen Ergebnis allerdings zu großen Teilen davon abhängt, ob 
die Minderheitskoalition dieses für ihre Zwecke nutzen und so einen signifikanten Policy-Wan-
del herbeiführen kann. 
 
Der Forschungsstand zum Einfluss interner Ereignisse und Schocks zeigt, dass diese nur selten 
als notwendige Bedingungen für signifikanten Wandel identifiziert werden. Sowohl bei inter-
nen als auch bei externen Ereignissen besteht Forschungsbedarf zu der Frage, wie Minderheits-
koalitionen solche Gelegenheitsfenster für ihre Zwecke nutzen (können) (Jenkins-Smith u. a. 
2018) und welche Rolle dabei ihre Ressourcen spielen (v.a. Nohrstedt 2011). 
 
Zusammengefasst identifiziert der Forschungsstand eine Reihe von notwendigen, aber nicht 
hinreichenden Bedingungen für signifikanten Policy-Wandel und bestätigt damit teilweise Hy-
pothese 1. Vor allem der Einfluss von externen Ereignissen und ausgehandelten Kompromissen 
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bestätigte sich, wohingegen interne Ereignisse nur selten als notwendige Bedingungen identi-
fiziert wurden. Mittels einer qualitativ vergleichenden Analyse (Qualitative Comparative Ana-
lysis (QCA)) könnte Klarheit in die Vielzahl an beobachteten Kausalzusammenhänge gebracht 
werden und so Erkenntnisse über notwendige und hinreichende Bedingungen für inkrementel-
len und signifikanten Policy-Wandel unabhängig vom Einzelfall gewonnen werden. Da in der 
Mehrzahl der empirischen Anwendungen des ACF mehrere Pfade miteinander beobachtet wur-
den und selten ein Pfad allein eine hinreichende Erklärung für das Auftreten von Policy-Wandel 
lieferte, bestätigt sich auch dieser Teil der ersten Hypothese. Vor allem interne und externe 
Ereignisse scheinen als Gelegenheitsfenster zu fungieren, deren Erfolg stark davon abhängt, ob 
die Minderheitskoalition sie nutzt. Forschungsbedarf besteht hier hinsichtlich der Frage, wie 
genau Minderheitskoalitionen die externen und internen Ereignisse für ihre Zwecke nutzen 
(können): „The ACF does not fully explicate how a minority coalition can successfully exploit 
an event to advance its policy beliefs“ (Albright 2011: 507). Mit Blick auf politisches Lernen 
wurde eine Verfeinerung der Hypothese 1 vorgeschlagen: Hypothese 1a nimmt an, dass politi-
sches Lernen alleine zu inkrementellem Wandel führt, wie der Forschungsstand bestätigt. 
 
Hypothese 2 nahm an, dass durch eine übergeordnete Instanz signifikanter Wandel durchgesetzt 
werden kann – auch gegen eine dominante Koalition. Es gibt einige Studien, die diese Hypo-
these bestätigen, insbesondere solche im Politikfeld Umwelt und Energie. Der Forschungsstand 
zeigt zudem, dass übergeordnete Instanzen häufig gemeinsam mit anderen Pfaden auftreten. 
Inwiefern das Eingreifen der übergeordneten Instanz letztlich ausschlaggebend für das Herbei-
führen des Wandels ist und was es bedeutet, wenn es trotz einer übergeordneten Instanz nur zu 
inkrementellem Wandel kommt, bleibt offen und sollte Gegenstand weiterer Untersuchungen 
sein. Hinsichtlich der dahinterliegenden kausalen Mechanismen gibt es bisher keine theoreti-
schen Beiträge und nur wenige empirische Erkenntnisse (Pierce u. a. 2020). Vor allem Einzel-
fallstudien, die mithilfe von Methoden wie Process Tracing die Prozesse beleuchten, können 
hier einen Beitrag leisten. 
 
Der vorliegende Beitrag trägt dazu bei, die identifizierten Forschungslücken zu schließen. Hier-
für liefert er mit der Nitratbelastung in Niedersachsen einen Fall, bei dem ein internes Ereignis 
und das Eingreifen einer übergeordneten Instanz zusammengekommen sind und zu inkremen-
tellem Policy-Wandel geführt haben. Darüber hinaus erlaubt das Forschungsdesign Rück-
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schlüsse auf dahinterliegende kausale Mechanismen. Im Folgenden werden zunächst Hinter-
grundinformationen zum Fall geliefert und anschließend ein Forschungsdesign zur Untersu-
chung desselben vorgeschlagen. 
 
4. Der Fall der Nitratbelastung in Niedersachsen – ein inkrementeller  
Wandlungsprozess 
Die Fallstudienregion Niedersachsen ist geprägt durch intensive Landwirtschaft. Mit einem An-
teil von 21,6 Prozent (2016) an der Bruttowertschöpfung der deutschen Landwirtschaft ist Nie-
dersachsen Agrarland Nr. 1 in Deutschland (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
2018). Aufgrund unterschiedlicher natürlicher Gegebenheiten haben sich in Niedersachsen ver-
schiedene Produktionsschwerpunkte herausgebildet: Im Nordwesten dominieren Futterbaube-
triebe, die auf Milchviehhaltung und Rindermast spezialisiert sind, während im Südwesten die 
Intensivtierhaltung, vor allem Schweine- und Geflügelmast sowie Legehennenhaltung, und 
Veredelungswirtschaft vorherrschen. Im restlichen Niedersachsen wird vor allem Ackerbau be-
trieben sowie in einigen wenigen Regionen auch Obst- und Gemüseanbau. In den Veredelungs-
regionen im Nordwesten liegt zudem ein Schwerpunkt der Biogasproduktion (MELVL 2010). 
Der Intensivierungsgrad zeigt sich auch anhand der Viehdichte: Mit 1,25 Großvieheinheiten4 
(GV) je Hektar landwirtschaftlich genutzter Fläche liegt Niedersachsen nur hinter Nordrhein-
Westfalen mit 1,31 GV im bundesdeutschen Vergleich (Statistisches Bundesamt 2018). Die 
Veredelungsregion im Nordwesten Niedersachsens weist sogar Gebiete mit mehr als 3 GV auf 
(Agethen 2019). Wenngleich der Land- und Ernährungswirtschaft als zweitwichtigster Wirt-
schaftszweig Niedersachsens eine zentrale Bedeutung zukommt (MELVL 2010), stellt sie auch 
eine Herausforderung für die Umwelt und die Ressource Wasser dar. Die intensive Tierhaltung 
gilt als Hauptverursacher der Nitratbelastung in Oberflächengewässern (SRU 2015). Obwohl 
die in Düngemitteln enthaltene Stickstoffverbindung als Nährstoff entscheidend für das Pflan-
zenwachstum ist, kann Nitrat in zu hohen Konzentrationen schädlich sein für Mensch und Um-
welt und unter anderem zu Eutrophierung, dem Verlust der Biodiversität und einer Verschlech-
terung der Wasserqualität führen (Europäische Union 2010). Vor diesem Hintergrund ist es das 
Ziel der 1991 in Kraft getretenen EU-Nitratrichtlinie (91/676/EWG) Grund- und Oberflächen-
gewässer vor Nitrat-Verunreinigungen aus landwirtschaftlichen Quellen zu schützen. Hierfür 
legt sie unter anderem den Grenzwert von Nitrat im Grundwasser auf 50 mg/l Nitrat fest und 
                                                          
4 Eine Großvieheinheit ist ein „Umrechnungsschlüssel für die verschiedenen Nutzvieharten auf der Basis des Lebendgewichtes 
(LG) der einzelnen Tierarten. 1 GV entspricht dabei ca. 500 kg LG und ist auf den ganzjährig im Betrieb gehaltenen 
Durchschnittsbestand bezogen“ (BLE 2020). 
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schreibt das Aufstellen von Aktionsprogrammen mit Regeln der guten fachlichen Praxis für 
gefährdete Gebiete in den Mitgliedsstaaten vor. Die Nitratrichtlinie wurde in Deutschland über 
das Düngegesetz und die Düngeverordnung umgesetzt und zudem um Instrumente wie Trink-
wasserschutzkooperationen und Beratungsangebote ergänzt, die von den Landwirt*innen frei-
willig in Anspruch genommen werden können. Die Düngeverordnung ist das zentrale, ord-
nungsrechtliche Instrument zur Steuerung des Stickstoffeinsatzes in der Landwirtschaft (SRU 
2015) und regelt „die gute fachliche Praxis bei der Anwendung von Düngemitteln, Bodenhilfs-
stoffen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln auf landwirtschaftlich genutzten Flächen“ 
(§1 Abs. 1 DüV 2007) sowie das Vermindern von stofflichen Risiken durch die Anwendung 
derselben. Hierfür schreibt die Düngeverordnung in der Fassung von 2007 eine Obergrenze für 
Stickstoff vor: Die aufgebrachte Menge an Gesamtstickstoff aus Wirtschaftsdüngern tierischer 
Herkunft im Durchschnitt der landwirtschaftlich genutzten Flächen eines Betriebes darf 170 
Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar und Jahr nicht überschreiten (§ 4 Abs. 3 DüV 2007). 
 
Dieses Maßnahmenbündel aus ordnungsrechtlichen und freiwilligen Maßnahmen hat in den 
frühen 2000ern zunächst zu einer leichten Verminderung der Nitratbelastung des oberflächen-
nahen Grundwassers in Trinkwasserschutzgebieten geführt. Dieser positive Trend kehrte sich 
allerdings infolge gestiegener Tierzahlen und der steigenden Anzahl an Biogasanlagen ab Mitte 
der 2000er wieder um (Aue 2017; Pahl-Wostl 2019). Die öffentliche Förderung von Biogasan-
lagen im Zuge des im Jahr 2000 in Kraft getretenen Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
verursachte einen starken Anstieg der Biogasproduktion, der wiederum einen zunehmenden 
Anbau von Energiepflanzen, insbesondere Mais, und damit auch einen erhöhten Nitrateintrag 
in Boden und Grundwasser zur Folge hatte. Biogasproduzent*innen und Landwirt*innen kon-
kurrieren zudem um dieselben landwirtschaftlichen Flächen. Steigende Pachtpreise infolge der 
Flächenkonkurrenz verringern das (wirtschaftliche) Interesse und damit die Akzeptanz der 
Grundwasserschutzmaßnahmen auf Seiten der Landwirt*innen (Aue 2017; Pahl-Wostl 2019). 
Entscheidend dafür, dass sich die Förderung von Biogasanlagen im EEG so weitreichend auf 
die Nitratbelastung auswirken konnte, war eine Inkohärenz zwischen dem EEG und der Dün-
geverordnung als deutsche Umsetzung der europäischen Gewässerschutzpolitik. Von In-
kohärenz spricht man, wenn sich Gesetze und Richtlinien widersprechen oder in Konflikt zuei-
nander stehen (Nilsson u. a. 2012). Inkohärenzen können sich innerhalb eines Politikfeldes oder 
zwischen verschiedenen Politikfeldern (z.B. zwischen Umwelt- und Agrarpolitik) und in Bezug 
auf die Ziele, die Instrumente oder die Umsetzung einer Policy ergeben. Außerdem sind In-
kohärenzen auch über verschiedene Governanceebenen (EU, national, regional, kommunal) 
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hinweg beobachtbar (ebd.). Im vorliegenden Fall der Nitratbelastung lag der Fehler im Detail: 
Gemäß der Düngeverordnung von 2007 fiel organischer Dünger pflanzlichen Ursprungs wie 
Gärreste aus Biogasanlagen nicht unter die Ausbringobergrenze von 170 kg Stickstoff pro Hek-
tar und wurde damit faktisch nicht begrenzt (Meergans und Lenschow 2018).  
 
Diese Inkohärenz zwischen dem EEG und der Düngeverordnung mit ihren negativen Auswir-
kungen auf die Nitratbelastung in Niedersachsen kann in der Terminologie des ACF als internes 
Ereignis eingeordnet werden, das eine notwendige Bedingung für signifikanten Policy-Wandel 
darstellt und die Wahrscheinlichkeit von solchem erhöht (Jenkins-Smith u. a. 2018) (vgl. Hy-
pothese 1a). Minderheitskoalitionen können solche Schwächen der Politik der dominanten Ko-
alition nutzen, um deren Wirksamkeit in Frage zu stellen und so letztlich Zweifel an den Kern-
überzeugungen der dominanten Koalition zu schüren (ebd.). Entscheidend hierfür ist, dass die 
Minderheitskoalition in der Lage ist, die Chance zu nutzen und einen Politikwechsel herbeizu-
führen, was wiederum von ihren Ressourcen und Strategien abhängt. Für den vorliegenden Fall 
der Nitratreduktionspolitik wird angenommen, dass die Inkohärenz zwischen dem EEG und der 
Düngeverordnung als internes Ereignis die Wahrscheinlichkeit für einen signifikanten Policy-
Wandel erhöht.  
 
Bereits in der Nordwest-Zeitung vom 17. Oktober 2006 verwies der größte Wasserversorger 
der Region, der Oldenburgisch-Ostfriesischer Wasserverband (OOWV), auf die inkohärenten 
Entwicklungen von Grundwasserschutz und Erneuerbare-Energien-Förderung und die damit 
verbundenen Gefahren insbesondere für den Grundwasserschutz in Niedersachsen (Drunken-
mölle 2006). Sechs Jahre später schaffte es das Thema kurzzeitig auf die politische Agenda: Im 
Juni 2012 stellte die SPD-Fraktion im Bundestag einen Antrag auf Novellierung der Düngever-
ordnung und forderte darin die „Verschärfung und Kontrolle der Einhaltung der Düngeverord-
nung zur Bewahrung der Gewässer vor Nitratverunreinigungen“ (BT-Drs. 17/10115). Der An-
trag wurde ein Jahr später abgelehnt (BT-Plenarprotokoll 17/250, S. 31932B - 31932C). Im 
Frühjahr 2013 reichten die Bundesländer Schleswig-Holstein, Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen einen Gesetzesantrag zur Änderung des Düngegesetzes sowie einen Verord-
nungsantrag zur Änderung der Düngeverordnung ein. Darin wurde insbesondere die oben er-
läuterte Inkohärenz zwischen der Biogasproduktion und der Düngegesetzgebung adressiert und 





Parallel zu diesen Entwicklungen auf Bundesebene, eröffnete die Europäische Kommission im 
Oktober 2013 ein Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland wegen Nichteinhaltung der 
EU-Nitratrichtlinie und reichte 2016 Klage beim Europäischen Gerichtshof (EuGH) ein 
(EuGH, Urt. v. 21.06.2018, Rs. C-543/16, ECLI:EU:C:2018:481 - Nitratrichtlinie). Dem vo-
rangegangen waren jahrelang zu hohe gemessene Nitratwerte im Grundwasser. Die oben be-
schriebenen Entwicklungen in der Landwirtschaft und den Erneuerbaren Energien hatten ins-
besondere in dem intensiv bewirtschafteten Bundesland Niedersachsen mit seiner hohen Vieh-
dichte Auswirkungen auf die Nitratbelastung. Aber auch bundesweit zeigte sich keine Verbes-
serung: Im Zeitraum von 2004 bis 2006 lag der Anteil der Messstellen mit mehr als den zuläs-
sigen 50 mg/l Nitrat im Grundwasser im damaligen nicht repräsentativen EU-Nitratmessnetz5 
bei 53,1 Prozent, im Folgezeitraum von 2008 bis 2010 bei 49,4 Prozent (BUM und BMELV 
2012). Auch die Messwerte im inzwischen überarbeiteten, repräsentativen EUA-Messnetz der 
Europäischen Umweltagentur zeigen keine Verringerung des Anteils an Messstellen mit mehr 
als 50 mg/l Nitrat im Grundwasser (2008-2011: 28 Prozent, 2012-2014: 28 Prozent) 
(Umweltbundesamt 2019).  
 
Das Vertragsverletzungsverfahren wird in der Terminologie des ACF als der Versuch einer 
übergeordneten Instanz, einen signifikanten Policy-Wandel durchgesetzten, eingeordnet (vgl. 
Hypothese 2).  Bei der Europäischen Kommission, die das Vertragsverletzungsverfahren eröff-
net hat, handelt es sich um eine hierarchisch übergeordnete Instanz. In der späteren Phase der 
Verurteilung spielt zudem der EuGH als weitere übergeordnete Instanz eine zentrale Rolle. Ge-
meinsam sind die Europäische Kommission und der EuGH für die Durchsetzung des EU-Rechts 
und die ordnungsgemäße Anwendung in den Mitgliedsstaaten zuständig. Das ACF nimmt the-
oretisch an, dass eine übergeordnete Instanz signifikanten Wandel durchsetzen kann und zwar 
auch dann, wenn die dominante Koalition unverändert an der Macht bleibt  (Jenkins-Smith u. a. 
2018). Vor diesem Hintergrund kann für den vorliegenden Fall der Nitratreduktionspolitik er-
wartet werden, dass das Eingreifen zweier übergeordneter Instanzen im Zuge des Vertragsver-
letzungsverfahrens zu signifikantem Wandel führt. 
 
Angestoßen durch das Vertragsverletzungsverfahren sollten Verschärfungen des Düngegeset-
zes und der Düngeverordnung die dringend notwendigen Verbesserungen herbeiführen. Vor 
                                                          
5 Es handelte sich dabei um ein „nicht flächenrepräsentatives Belastungsmessnetz, d. h. es umfasste nur landwirtschaftlich 
beeinflusste Messstellen, die eine höhere Belastung aufwiesen“ (LUBW 2020). Inzwischen wurde das EU-Nitratmessnetz 
2015 als Teil des EUA-Messnetzes überarbeitet und bildet nun den Einfluss verschiedener landwirtschaftlicher Nutzungen 
(Acker, Grünland, Wald) auf die Beschaffenheit des Grundwassers in Deutschland repräsentativ ab (ebd.). 
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diesem Hintergrund wurde Ende 2015 von der Bundesregierung und dem Bundesministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft ein Gesetzesentwurf zur Änderung des Düngegesetzes und 
zur Novellierung der Düngeverordnung mit Bezug auf die Einhaltung der Nitratrichtlinie in den 
Bundesrat eingebracht (BR-Drs. 629/15). Im Mai 2017 trat schließlich die novellierte Dünge-
verordnung in Kraft (BLE 2017)6.  
 
Bereits vor Urteilsverkündung im Juni 2018 hatte das Vertragsverletzungsverfahren offensicht-
lich die Novellierung der Düngegesetzgebung beschleunigt. Eine Gegenüberstellung der Dün-
geverordnung von 2007 mit der novellierten Düngeverordnung von 2017 zeigt allerdings, dass 
sich vor allem die Art und Ausgestaltung der Instrumente geändert hat (Kuhn 2017). Solche 
Änderungen auf Ebene der sekundären Aspekte sind dem ACF zufolge als inkrementeller Wan-
del einzuordnen im Unterschied zu signifikantem Wandel, der mit Änderungen der Kernüber-
zeugungen einher geht (Jenkins-Smith u. a. 2018). Diese Einordnung bestätigt sich auch durch 
das EuGH-Urteil aus dem Jahr 2018, welches die Novellierung der Düngeverordnung als nicht 
ausreichend für die Einhaltung der EU-Nitratrichtlinie bewertete (EuGH, Urt. v. 21.06.2018, 
Rs. C-543/16, ECLI:EU:C:2018:481 – Nitratrichtlinie). Ein Beispiel für signifikanten Wandel 
wäre hingegen gewesen, wenn sich die Kompetenzverteilung zwischen Staat und Markt verän-
dert hätte und in Zukunft vermehrt auf marktbasierte Instrumente wie zum Beispiel Zahlungen 
für Ökosystemdienstleistungen7 anstatt auf staatliche Steuerung gesetzt worden wäre.  
 
Dass sich in der vorliegenden Fallstudie mit der Novellierung der Düngeverordnung im Jahr 
2017 lediglich ein inkrementeller Wandel zeigt, ist angesichts der theoretischen Erwartungen 
des ACF überraschend. Wie in Kapitel 2 beschrieben, nimmt das ACF an, dass kein signifikan-
ter Wandel eines politischen Programms stattfindet solange die Koalition, die das Programm 
eingeführt hat, an der Macht ist – es sei denn, die Änderung wird von einer übergeordneten 
Instanz beschlossen. Vor diesem theoretischen Hintergrund wurde für den vorliegenden Fall 
der Nitratreduktionspolitik in Niedersachsen angenommen, dass das Eingreifen zweier überge-
ordneter Instanzen (Europäische Kommission, EuGH) im Zuge des Vertragsverletzungsverfah-
rens zu signifikantem Wandel führt. Zusätzlich wurde erwartet, dass die Inkohärenz zwischen 
                                                          
6 Die Düngeverordnung wurde zum 01. Mai 2020 erneut novelliert ("Düngeverordnung vom 26. Mai 2017 (BGBl. I S. 1305), 
die durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. April 2020 (BGBl. I S. 846) geändert worden ist). Diese Änderungen wurden 
in den vorliegenden Beitrag nicht einbezogen.  
7 „Zahlungen für Ökosystemdienstleistungen (...) sind Zahlungen an Grundbesitzer, deren Landbewirtschaftungspraktiken hel-
fen, Ökosystemdienstleistungen (...) zu erbringen.“(Rodríguez de Francisco und Boelens 2014: 1) Im vorliegenden Fall 
könnten zum Beispiel Landbewirtschafter*innen Zahlungen erhalten, wenn sie im Gegenzug ihre Flächen grundwasser-
schonend bewirtschaften und so letztlich weniger Nitrat ins Grundwasser gelangt. 
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dem EEG und der Düngeverordnung als internes Ereignis die Wahrscheinlichkeit für einen sig-
nifikanten Policy-Wandel weiter erhöht. Dennoch kam es zunächst lange gar nicht und später 
lediglich zu inkrementellem Policy-Wandel.  
 
Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden ein Forschungsdesign vorgeschlagen, um den Pro-
zess des inkrementellen Policy-Wandels bei der Nitratreduktionspolitik in Niedersachsen aus 
der Perspektive des ACF zu untersuchen und so die Bedingungen und Mechanismen aufzude-
cken, die das Auftreten größerer Veränderungen verhinderten und stattdessen zu inkrementel-
lem Policy-Wandel führten. Damit trägt der Fall nicht nur zu unserem Verständnis der politi-
schen Debatte über die Nitratverschmutzung bei, sondern stellt darüber hinaus einen geeigneten 
empirischen Fall dar, um den Zusammenhang zwischen dem Eingreifen einer übergeordneten 
Instanz (Europäische Kommission, EuGH), einem internen Ereignis (Inkohärenz zwischen dem 
EEG und der Düngeverordnung) und inkrementellem Policy-Wandel der Düngegesetzgebung 




Der vorliegende Fall liefert einen sogenannten entscheidenden Fall (crucial case) (Eckstein 
1975). Genauer gesagt handelt es sich um einen Fall, der ‚am wahrscheinlichsten‘ (most-likely) 
ist (Jahn 2013). Most-likely Fälle liefern die günstigsten Bedingungen für das Eintreten eines 
theoretisch erwarteten Phänomens (z.B. signifikanter Wandel), weshalb angenommen werden 
kann, dass sie die Theorie bestätigen. In solchen Fällen ist „nicht die Existenz des Phänomens 
das überraschende, sondern seine Nicht-Existenz" (Lauth u. a. 2015: 56). Die mangelnde Un-
terstützung einer Theorie durch einen sehr wahrscheinlichen Fall „provides substantial theore-
tical leverage“ (Levy 2008) und schwächt das Vertrauen in eine Theorie. Der vorliegende Fall 
der Politik zur Nitratreduktion in Niedersachsen liefert einen solchen most-likely Fall, denn die 
Bedingungen für signifikanten Wandel sind günstig (Eingreifen durch die EU als übergeordne-
ten Instanz, Inkohärenz als internes Ereignis) und dennoch kam es nur zu inkrementellem Wan-
del. Damit liefert der Fall einen kritischen Test der theoretischen Annahmen des ACF. 
 
Um den Prozess des inkrementellen Policy-Wandels am Beispiel der Nitratreduktionspolitik in 
Niedersachsen aus einer ACF-Perspektive zu untersuchen, wird eine vertiefte, qualitative Ein-
zelfallstudie vorgeschlagen. Wenngleich Einzelfallstudien im Unterschied zu Studien mit grö-
ßeren Fallzahlen keine Aussagen über statistische Zusammenhänge treffen können, liefern sie 
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dennoch wertvolle Erkenntnisse über den Prozess des Politikwandels. Einzelfallstudien eignen 
sich insbesondere, um theoretische Annahmen zu testen und weiterzuentwickeln (George und 
Bennett 2005). Dabei erzwingen Einzelfallstudien von Forscher*innen einen höheren Detail-
grad und erlauben so nicht nur die Komplexität des Falls einzufangen, sondern diesen auch in 
seinen jeweiligen Kontext einzubetten. Darüber hinaus ist der wohl entscheidendste Vorteil von 
Einzelfallstudien, dass sie die zugrundeliegenden kausalen Mechanismen versuchen aufzude-
cken (ebd.). Mit einer Einzelfallstudie kann also beleuchtet werden, (1) wie sich die Politik zur 
Nitratreduktion über die Zeit verändert hat und (2) warum der Politikwandel stattgefunden hat. 
Das vorgeschlagene Forschungsdesign kann so die theoretischen Annahmen des ACF zum Zu-
sammenhang eines internen Ereignisses, dem Eingreifen einer übergeordneten Instanz und in-
krementellem Policy-Wandel testen, Erkenntnisse über die dahinterliegenden kausalen Mecha-
nismen liefern und – indem es sich in eine Reihe ähnlicher Studien einreiht und so implizit 
Vergleiche ermöglicht – den Analyserahmen weiterentwickeln.  
 
Als Analyseeinheit der Fallstudie dient das politische Subsystem, verstanden als diejenigen Ak-
teure, die am Policy Problem Nitratbelastung beteiligt waren. Der untersuchte Zeitraum reicht 
von der Fassung der Düngeverordnung aus dem Jahr 2007 bis hin zu deren Novellierung im 
Jahr 2017. Damit wird wie vom ACF gefordert ein Zeitraum von einem Jahrzehnt betrachtet. 
Das ACF nimmt an, dass Belief-Systeme und Koalitionsstrukturen relativ stabil sind, weshalb 
es notwendig ist längere Zeiträume zu untersuchen, um Politikveränderungen überhaupt be-
obachten zu können. Zu dem politischen Subsystem zählen nicht nur Politiker*innen, sondern 
auch wissenschaftliche Expert*innen, Bürokrat*innen, Interessenvertreter*innen oder Journa-
list*innen. Dem ACF folgend werden nicht individuelle, sondern kollektive Akteure identifi-
ziert. Um die relevanten Akteure bzw. Organisationen des Subsystems zu identifizieren, wen-
den Studien im Anschluss an das ACF in der Regel ein dreistufigen Verfahren an (vgl. Ingold 
2011). Dabei kombinieren sie die entscheidungsbezogenen Methode mit der positionsbezoge-
nen und der Reputationsmethode (Magill und Clark 1975; Pappi und Henning 1998). Bei der 
entscheidungsbezogenen Methode geht es darum, den Entstehungsprozess einer Entscheidung 
bzw. eines konkreten Gesetzes zurückzuverfolgen und relevante Akteure anhand ihrer (mehr-
maligen) Beteiligung an diesem Prozess zu identifizieren. Ziel ist es, herauszufinden, wer den 
Anstoß für ein Gesetz gegeben hat, wer dieses zu welchem Zeitpunkt unterstützt oder dem wi-
dersprochen hat und wer sich letztlich durchgesetzt hat. Um nachzuvollziehen, wer wann wel-
che Ideen und Interessen bzw. politische Positionen öffentlich geäußert und in den Prozess ein-
32 
 
gebracht hat, eignet sich zum Beispiel die Analyse von öffentliche Anhörungen und Stellung-
nahmen zu Gesetzesentwürfen, die in der Regel schriftlich vorliegen (vgl. für ein ähnliches 
Vorgehen Albright 2011; Ingold 2011; Nohrstedt 2008, 2011; Pierce 2011). Aber auch Teil-
nehmer*innenlisten von Veranstaltungen, Arbeitsgruppen und anderen politischen Foren stel-
len eine mögliche Datengrundlage dar. Einschränkend ist zu erwähnen, dass anhand dieses An-
satzes nicht der indirekte Einfluss von Akteuren sowie die Rolle von nondecisions erfasst wer-
den kann (Magill und Clark 1975: 37). Mit der positionsbezogenen Methode werden solche 
Akteure identifiziert, die über formale (Entscheidungs-)Kompetenzen im Politikprozess verfü-
gen (Magill und Clark 1975). Dazu gehören im Fall Deutschlands beispielsweise Parteien, Bun-
desämter und der Bundesrat. Bei der Reputationsmethode werden schließlich ausgewählte In-
formant*innen gebeten, aus ihrer Sicht wichtige Akteure mit Blick auf das jeweils vorliegende 
Thema, Region oder Politikfeld zu benennen oder Akteure von einer vordefinierten Liste hin-
sichtlich ihrer Wichtigkeit einzuschätzen (Magill und Clark 1975; Pappi und Henning 1998). 
Die Reputationsmethode bietet so eine Möglichkeit eine bestehende Akteursliste zu überprüfen 
und zu ergänzen. Dabei wird mit der Reputationsmethode Macht im Unterschied zu Einfluss 
abgebildet (Magill und Clark 1975).  
Für die vorliegende Fallstudie kann dieses dreistufige Verfahren zur Identifikation relevanter 
Akteure folgendermaßen angewandt werden: Zunächst werden in einem ersten Schritt auf Basis 
von öffentlichen Anhörungen und Stellungnahmen zu Entwürfen der Düngeverordnung  mit 
der entscheidungsbezogenen Methode diejenigen Akteure identifiziert, die an der Entwicklung 
der Düngegesetzgebung beteiligt waren. Diese Akteursliste wird in einem zweiten Schritt ge-
mäß der positionsbezogenen Methode um solche Akteure ergänzt, die über formale (Entschei-
dungs-)Kompetenzen im Politikprozess in Deutschland verfügen. Schließlich wird die Ak-
teursliste im dritten und letzten Schritt mittels der Reputationsmethode abschließend erweitert, 
indem Expert*innen aus dem Politikfeld  der Nitratbelastung gebeten werden, aus ihrer Sicht 
wichtige Akteure mit Blick auf die Düngegesetzgebung in Deutschland zu benennen (Magill 
und Clark 1975; Pappi und Henning 1998).  
 
Nachdem die relevanten (kollektiven) Akteure identifiziert wurden, müssen in einem zweiten 
Schritt die Belief-Systeme (Hauptkern, Policy-Kern, sekundäre Aspekte) der Akteure heraus-
gearbeitet werden, entlang derer sich die Advocacy-Koalitionen bilden. Als Datengrundlage 
hierfür dienen die Protokolle zu öffentlichen Anhörungen, Stellungnahmen zu Gesetzesentwür-
fen, aber auch wissenschaftliche Veröffentlichungen und Zeitungsartikel, in denen die Akteure 
ihre politischen Positionen geäußert haben. Mit einer thematischen Analyse nach Boyatzis 
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(1998) und einem deduktiv entwickelten und induktiv erweiterten Codebuch, das sowohl den 
Policy-Kern, also Überzeugungen in Bezug auf das Politikfeld der Nitratbelastung (z.B. zu den 
Ursachen der Nitratbelastung) als auch sekundäre Aspekte (z.B. die Präferenz für freiwillige 
Politikinstrumente versus Ordnungsrecht) umfasst, werden die Überzeugungen der Akteure be-
stimmt. Der Hauptkern, also grundlegende Überzeugungen unabhängig vom Politikfeld, wird 
nicht erhoben, da diese Grundüberzeugungen nicht entscheidend für die Herausbildung von 
Koalitionen sind (Sabatier 1993). Mittels einer within-case-Analyse nach Miles und Huberman 
(1994) werden Veränderungen in den Belief-Systemen und Advocacy Koalitionen identifiziert 
und Einflussfaktoren, die in der vorliegenden Einzelfallstudie wirksam waren, bestimmt. Mit 
der Methode des Process Tracing (Beach und Pedersen 2013) können in einem zweiten Schritt 
die kausalen Mechanismen, die die Faktoren mit dem inkrementellen Wandel der Nitratreduk-
tionspolitik in Niedersachsen verbinden, identifiziert werden. 
 
6. Fazit 
Der vorliegende Beitrag hatte erstens zum Ziel, eine Übersicht über die theoretischen Annah-
men und den Forschungsstand des Advocacy Coalition Framework zu liefern. Dabei wählte er 
einen besonderen Fokus auf die Politikfelder Umwelt und natürliche Ressourcen. Ziel und ana-
lytischer Fokus des ACF ist die Erklärung von Policy-Wandel. Dabei stellt der Analyserahmen 
die Rolle von politischen Ideen und Überzeugungen in den Mittelpunkt der Betrachtung. Dem 
ACF zufolge können fünf Pfade zu Policy-Wandel führen: externe oder interne Ereignisse bzw. 
Schocks, politisches Lernen, ausgehandelte Kompromisse oder das Eingreifen einer übergeord-
neten Instanz. Seit Einführung des Analyserahmens Ende der 1980er Jahre wurde dieser auf 
eine Vielzahl von Politikfeldern, in einer Reihe von politischen und geografischen Kontexten 
und unter Verwendung sowohl qualitativer als auch quantitativer Methoden angewandt. Der 
Literaturüberblick hat gezeigt, dass seit jeher ein deutlicher Fokus auf Untersuchungen in den 
Politikfeldern Umwelt und Energie liegt und auch Studien zum Politikfeld natürliche Ressour-
cen vorliegen. Forschungsbedarf ergibt sich insbesondere mit Blick auf die Rolle von überge-
ordneten Instanzen und den Einfluss von internen Ereignissen für Policy-Wandel. Das ACF 
nimmt an, dass durch eine übergeordnete Instanz signifikanter Wandel durchgesetzt werden 
kann. Einige Studien, insbesondere im Politikfeld Umwelt und Energie bestätigen dies. Insge-
samt gibt es allerdings nur wenige empirische Überprüfungen dieser Annahme. Forschungsbe-
darf besteht auch hinsichtlich der dahinterliegenden kausalen Mechanismen, wozu es bisher 
keine theoretischen Beiträge und nur wenige empirische Erkenntnisse gibt. Interne Ereignisse 
werden im ACF als notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung für signifikanten Policy-
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Wandel konzipiert. Der Forschungsstand bestätigt diese Annahme in einigen wenigen Fällen. 
Forschungsbedarf besteht hier hinsichtlich der Frage, wie genau Minderheitskoalitionen die ex-
ternen und internen Ereignisse für ihre Zwecke nutzen (können).  
 
Insgesamt hat der vorliegende Beitrag gezeigt, dass der ACF als Analyserahmen durchaus ge-
eignet ist, um Faktoren und Mechanismen, die zu Policy-Wandel geführt haben, zu untersuchen. 
Vorteile des ACF liegen in seiner Offenheit und der Bereitstellung verschiedener Hypothesen. 
Darüber hinaus ermöglicht der ACF nicht nur die gemeinsame Betrachtung exogener und en-
dogener Faktoren für Policy-Wandel, sondern bezieht neben den Ideen und Überzeugungen der 
Akteure auch deren Ressourcen und die Wirkung politischer Institutionen ein und ermöglicht 
so eine umfassende Betrachtung von Faktoren, die eine Rolle für Policy-Wandel spielen. Dies 
ist zentral, da die Frage, welche Rolle Ideen spielen, auch von den Rahmenbedingungen und 
somit von Faktoren wie Institutionen, Akteuren und deren Ressourcen abhängt. Kritisch zu se-
hen ist die teilweise undifferenzierte Formulierung der Hypothese in der theoretischen Literatur 
zum ACF. Für die vorliegenden Zwecke, wurde daher eine Hypothese zu politischem Lernen 
(Hypothese 1a) ergänzt. 
 
Zweitens zielte der vorliegende Beitrag darauf ab, mit dem niedersächsische Fall der Politik zur 
Nitratreduktion einen kritischen Test der theoretischen Annahmen des ACF zu liefern. Wie in 
Kapitel 4 ausführlich beschrieben, gibt der niedersächsische Fall Einblicke in Herausforderun-
gen, die sich aus der Steuerung von common-pool-Ressourcen wie Wasser ergeben. Sowohl 
Konflikte zwischen Umwelt- und Landwirtschaftsinteressen als auch Zielkonflikte zwischen 
der europäischen Gewässerschutzpolitik und dem deutschen Bestreben, erneuerbare Energien 
zu fördern, zeichnen sich hier ab. Die Entwicklungen in Niedersachsen sind vor dem theoreti-
schen Hintergrund des ACF überraschend: Trotz der Inkohärenzen zwischen dem EEG und der 
Düngeverordnung und dem Eingreifen der Europäischen Kommission und dem EuGH als über-
geordnete Instanzen im Zuge des Vertragsverletzungsverfahrens, kam es mit der Novellierung 
der Düngeverordnung im Jahr 2017 nur zu inkrementellem Wandel auf Ebene der Instrumente. 
Damit stellt die Nitratgesetzgebung in Niedersachsen einen geeigneten Fall dar, um die theore-
tischen Annahmen des ACF zu testen und den Analyserahmen weiterentwickeln. Eine solche 
Einzelfallstudie könnte nicht nur zu unserem Verständnis der politischen Debatte über die Nit-
ratverschmutzung der Ressource Wasser beitragen, sondern auch die kausalen Mechanismen 
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Zur Bedeutung von Lebensmitteln als Ressource im Kontext professi-
oneller Küchenpraktiken – Ein praxistheoretischer Beitrag zum Prob-
lem der Lebensmittelverschwendung in der Außer-Haus-Verpflegung 
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1. Einleitung 
Weltweit gehen laut einer Studie der Food and Agriculture Organization of the United Nations 
(FAO) ca. 1,3 Milliarden Tonnen Lebensmittel über die gesamte Produktionskette pro Jahr ver-
loren (vgl. Gustavsson et al. 2011), was unter anderem mit beträchtlichen Umweltauswirkungen 
wie einem erhöhten CO2-Ausstoß, der Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen zur landwirt-
schaftlichen Nutzung oder einem Mehrverbrauch an Wasser einhergeht. Größere Mengen an 
Lebensmittelabfällen fallen dabei auch im Sektor der Außer-Haus-Verpflegung an. In einer 
vom WWF (2015) veröffentlichten Studie zeigt sich für Deutschland, dass in Restaurants, Ca-
teringbetrieben und Kantinen jährlich 3,4 Millionen Tonnen Lebensmittel entsorgt werden. Da-
von gelten 2,3 Millionen Tonnen als vermeidbar, da diese Lebensmittel bei ihrer Entsorgung 
noch uneingeschränkt genießbar sind. 
 
Auf politischer Ebene gewinnt in Deutschland die Problematisierung von Lebensmittelabfällen 
als Vergeudung von Ressourcen seit längerer Zeit weiter an Aufmerksamkeit. Stellvertretend 
dafür steht die vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) unlängst 
beschlossene „Strategie zur Reduzierung von Lebensmittelverschwendung“, die auf eine Hal-
bierung der Menge an Lebensmittelabfällen bis zum Jahr 2030 abzielt (vgl. BMEL 2019). Da-
mit dieses Ziel erreicht werden kann, sollen unter anderem auch im Sektor der Außer-Haus-
Verpflegung entsprechende Maßnahmen gegen Lebensmittelverschwendung entwickelt wer-
den.  
 
Es gibt eine Vielzahl an Untersuchungen, die sich mit Lebensmittelabfällen in der Außer-Haus-
Verpflegung beschäftigen. Bei den meisten bilden Überlegungen zu optimierbaren Verhaltens-
weisen im Umgang mit Lebensmitteln in gastronomischen Arbeitsprozessen den Schwerpunkt 
(vgl. iSuN 2014; Goonan et al. 2015). Im Gegensatz dazu wählt der folgende Beitrag einen 
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praxistheoretischen Zugang.8 Aus dieser genuin soziologischen Perspektive heraus wird der 
Umgang mit Lebensmittelressourcen in der Außer-Haus-Verpflegung nicht mehr primär auf 
das Entscheidungsverhalten von Individuen zurückgeführt, sondern als Ergebnis von miteinan-
der verknüpften Küchenpraktiken der Bereitstellung, Verarbeitung und Portionierung begrif-
fen. Gleichzeitig geht mit der Praxistheorie auch ein bestimmtes Verständnis von Ressourcen 
einher. Dieses weist in erster Linie darauf hin, dass Ressourcen nur im Kontext ihres prakti-
schen Gebrauchs Bedeutungen zukommen (vgl. Shove und Walker 2014). Dabei können diese 
Bedeutungen durchaus unterschiedlich sein. Zum Beispiel lässt sich der Einsatz von Energie-
ressourcen sowohl ökonomisch begründen als auch aufgrund ökologischer Folgeschäden als 
ein ethisches Problem betrachten.  
 
Daran anknüpfend fragt dieser Beitrag nach den wesentlichen Bedeutungen von Lebensmitteln 
als Ressource im Kontext der Außer-Haus-Verpflegung. Ferner soll aber nicht nur auf die un-
terschiedlichen Bedeutungsdimensionen abgestellt werden, sondern es finden zusätzliche As-
pekte, wie praktische Kompetenzen sowie die Rolle von institutionell-materiellen Vorausset-
zungen, Berücksichtigung (vgl. Reckwitz 2002; Shove et al. 2012; Brand 2011). Empirisch 
stützen sich die vorgestellten Ergebnisse auf eine qualitativ-vergleichende Fallstudie, in der 
unterschiedliche gastronomische Betriebe ausgewählt und mit Blick auf ihre alltäglichen Ar-
beitsabläufe in den Küchen untersucht wurden.  
 
Die Ergebnisse liefern einen Mehrwert in zweierlei Hinsicht: Einerseits erweitern sie verhal-
tenstheoretische Annahmen in aktuellen Untersuchungen zu Lebensmittelabfällen in der Außer-
Haus-Verpflegung um eine praxistheoretische Dimension. Andererseits können darauf aufbau-
end alternative Strategien für die betriebliche Praxis abgeleitet werden, die das Aufkommen 
von Lebensmittelabfällen reduzieren und einen Beitrag zu mehr Nachhaltigkeit in diesem Sek-
tor leisten.  
 
Der Beitrag gliedert sich in die drei nachfolgenden Kapitel: Kapitel 2 skizziert in Abgrenzung 
zu aktuellen Untersuchungen zu Lebensmittelabfällen in der Außer-Haus-Verpflegung die pra-
xistheoretischen Grundlagen. Diese sind der Ausgangspunkt für die in Kapitel 3 dargestellten 
                                                          
8 Ein Teil der in diesem Beitrag präsentierten Ergebnisse wurde bereits als Artikel an anderer Stelle veröffentlicht 
(vgl. Hennchen 2019). 
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empirischen Forschungsergebnisse. Im letzten Kapitel 4 werden die Ergebnisse vor dem Hin-
tergrund aktueller Forschung diskutiert. Daraus folgen praxisrelevante Empfehlungen zur Re-
duktion von Lebensmittelabfällen in der Außer-Haus-Verpflegung.  
 
2. Zwei theoretische Perspektiven auf Lebensmittel(-abfälle) 
 
2.1 Der Umgang mit Lebensmitteln aus verhaltenstheoretischer Perspektive 
Das Problem eines verschwenderischen Umgangs mit Lebensmitteln in der Außer-Haus-Ver-
pflegung wird aktuell in den Sozialwissenschaften rege diskutiert. Im Zuge dieser Auseinan-
dersetzung ist in den letzten Jahren eine beträchtliche Anzahl sowohl quantitativer als auch 
qualitativer Untersuchungen veröffentlicht worden (vgl. Schneider 2013; Heikkilä et al. 2016). 
Im Mittelpunkt dieser Untersuchungen steht dabei die Erforschung von möglichen Ursachen, 
die für das Aufkommen vermeidbarer Lebensmittelabfälle in gastronomischen Betrieben ver-
antwortlich sind.   
 
Auffällig dabei ist, dass sich ein überwiegender Teil dieser Forschung durch ein verhaltensthe-
oretisches Bias auszeichnet (vgl. Hennchen 2019): Einerseits wird für die Entstehung von Le-
bensmittelabfällen das Verhalten bestimmter Akteursgruppen verantwortlich gemacht. Bei-
spielsweise prangern Untersuchungen unternehmerisches Fehlverhalten in Form einer ineffi-
zienten Küchenführung an (vgl. iSuN 2014; Goonan et al., 2015) oder aber sie legen ihr Au-
genmerk auf unzureichende Kommunikation zwischen Mitarbeiter_innen (Sonnino und 
McWilliam 2011) sowie auf ein verschwenderisches Essverhalten der Gäste (vgl. Lorenz et al., 
2017). Infolgedessen werden zur Reduktion von Lebensmittelabfällen gerade solche Interven-
tionsmaßnahmen betont, die auf entsprechende Verhaltensänderungen beim Küchenmanage-
ment oder den Gästen abzielen (vgl. Strotmann et al. 2017; ReFED 2018a; ReFED 2018b; Ro-
zin et al., 2011). Diese vorgeschlagenen Maßnahmen bestehen zumeist aus Informations- und 
Lernangeboten, die zu einer Optimierung in den Betriebsabläufen sowie einem nachhaltigeren 
Umgang mit Lebensmitteln führen sollen.  
 
Im Rahmen dieser Forschungsarbeiten werden Lebensmittel als materielle Ressourcen aufge-
fasst, über die Akteure während ihrer Arbeit frei verfügen. Lebensmittel erscheinen somit als 
„(…) personelle, soziale, und materielle Gegebenheiten, Objekte, Mittel und Merkmale, die das 
Individuum nutzen kann, um die externen und internen Lebensanforderungen und Zielsetzun-
gen zu bewältigen“ (Schubert und Knecht 2012: 16). Hinter diesem Verständnis verbirgt sich 
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wiederum ein streng verhaltenstheoretisches Paradigma: Der Einsatz von Mitteln, also die 
Frage ob und wie Lebensmittel als Ressource verbraucht, gespart oder verschwendet werden, 
nimmt ihren Ausgangspunkt bei Individuen und ihren bewussten Entscheidungen. Dies schließt 
verschiedene verhaltenstheoretische Erklärungsmodelle mit ein, die von individuellen Kosten-
Nutzen-Rechnungen, über kognitive Reiz-Reaktions-Modelle bis hin zu gesellschaftlichen 
Konventionen und damit verknüpften Rollenvorstellungen reichen können (vgl. Lorenz et al. 
2017). Demgegenüber soll im Folgenden ein Verständnis von Lebensmitteln als Ressource aus 
praxistheoretischer Perspektive dargelegt werden.  
 
2.2. Der Umgang mit Lebensmitteln aus praxistheoretischer Perspektive  
Aus praxistheoretischer Perspektive richtet sich der analytische Fokus auf sog. ‚soziale Prakti-
ken‘ (vgl. Shove et al. 2012; Brand 2011). Im weitesten Sinne lassen sich diese definieren als 
zusammenhängende „Bündel von routinisierten Aktivitäten“, die sinnvoll aufeinander bezogen 
und insofern gesellschaftlich verstehbar sind (vgl. Reckwitz 2002). Soziale Praktiken basieren 
größtenteils auf implizit-praktischen Wissensbeständen, die in der Regel aus Erfahrungen her-
vorgegangen sind und von Individuen nicht bewusst reflektiert werden. Konkret fallen unter 
soziale Praktiken vielfältige Aktivitäten des Alltags wie der tägliche Einkauf im Supermarkt, 
das Mittagessen mit der Familie oder die Arbeit in professionellen Küchen.  
 
Von diesem theoretischen Ansatz ausgehend findet ein Umgang mit Lebensmittelressourcen in 
der Außer-Haus-Verpflegung strukturell eingebettet im Kontext sozialer Praktiken statt (vgl. 
Shove et al. 2015). Gleichzeitig treten konkrete Handlungsabsichten und Entscheidungen der 
beteiligten Individuen in den Hintergrund (vgl. Brand 2010). Übertragen auf die Forschung in 
professionellen Küchen basiert somit der Lebensmittelgebrauch nicht auf einem individuellen 
gastronomischen Verhalten, sondern ist vielmehr das Ergebnis spezifischer Arten und Weisen 
der Lebensmittelzubereitung, die historisch-kulturell gewachsen und gegenwärtig gesellschaft-
lich fest verankert sind.  
 
Weiterhin kommt im Zuge praxistheoretischer Ansätze materiellen Aspekten eine wichtige 
Rolle zu (vgl. Nicolini et al. 2003). Hierbei werden durch die Berücksichtigung von Objekten, 
infrastruktureller Hardware bis hin zu technischen Systemen, Ansätze klassischer Verhaltens-
theorien erweitert, die in ihren Erklärungsmodellen zumeist auf sozial-psychologische Faktoren 
beschränkt bleiben. Materielle Voraussetzungen und der konkrete Ressourcengebrauch bedin-
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gen sich dabei gegenseitig (vgl. Shove et al. 2012; Shove et al. 2015): Beispielsweise sind mo-
derne Küchenausstattungen auf spezifische Praktiken der Lebensmittelverarbeitung ausgelegt. 
Umgekehrt wirkt der konkrete Gebrauch aber auch auf die Anforderungen an eine angemessene 
Küchenausstattung zurück.   
 
Zentral ist darüber hinaus die Bedeutungsebene. Diesbezüglich zeigt sich, dass den Ressourcen 
im Rahmen sozialer Praktiken spezifische Bedeutungen zukommen. In Anlehnung an Shove 
und Walker (2014) haben Ressourcen somit „meaning within, and in relation to, the practices 
in which they are enfolded, and through which they are reproduced” (11). Anders formuliert: 
Ressourcen haben keine Bedeutungen an sich, sondern erhalten diese erst im jeweils konkreten 
Verwendungskontext (vgl. Hummel und Hertler 2006). Dabei wird im praktischen Gebrauch 
Ressourcen eine Vielzahl von Bedeutungen zugeschrieben. So dienen Lebensmittel im Alltag 
nicht nur der Nährstoffversorgung, sondern können beispielsweise beim gemeinsamen Essen 
auch sozialen Zusammenhalt stärken und Gruppenidentitäten stiften. Wie der Ergebnisteil zei-
gen wird, treten mit Blick auf die sozialen Praktiken auch in professionellen Küchen verschie-
dene Bedeutungsdimensionen in den Vordergrund.  
 
3. Empirische Grundlagen 
Die in diesem Beitrag präsentierten Ergebnisse basieren auf einer explorativ-qualitativen Un-
tersuchung zum Arbeitsalltag in Küchen der Außer-Haus-Verpflegung. Ziel dieser Untersu-
chung war es, ein umfassendes Verständnis über den Umgang mit Lebensmitteln in unter-
schiedlichen organisationalen Zusammenhängen zu erhalten sowie nach praktikablen Strate-
gien der Abfallreduktion zu suchen.9 
  
Die Untersuchung war an ein vergleichendes Fallstudiendesign angelehnt (zur Übersicht vgl. 
Patton 2002; Harrison et al. 2017). Um der Heterogenität des Gastgewerbes – tatsächlich gibt 
es eine große Anzahl an (Misch-)formen betrieblicher Verpflegungstypen (vgl. DEHOGA 
2019) – gerecht zu werden, wurden möglichst unterschiedliche Gastronomiebetriebe ausge-
wählt. Gleichzeitig ließen sich so im Sinne eines kontrastierenden Samplings Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten der verschiedenen Betriebsformen besser herausarbeiten.  
 
                                                          
9 Die Untersuchung fand im Rahmen des Verbundforschungsprojekts „KERNiG (Kommunale Ernährungssysteme als Schlüs-
sel zu einer umfassend-integrativen Nachhaltigkeits-Governance“ statt, welches die lokalen Ernährungssysteme zweier 
Kleinstädte/Mittelstädte analysierte, um kommunale Handlungsmöglichkeiten hin zu einer Nachhaltigkeitstransformation 
auszuloten. Das Forschungsprojekt hatte eine Gesamtlaufzeit von drei Jahren (1.10.2016-30.9.2019). 
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Im Mittelpunkt der Datenerhebung standen qualitative Methoden der Sozialforschung. Für eine 
umfassende Rekonstruktion sozialer Praktiken kam dabei eine Kombination aus verschiedenen 
Erhebungstechniken triangulierend zur Anwendung. Die Basis bilden 28 teilstrukturierten Ex-
perteninterviews (vgl. Honer 2011), die hauptsächlich mit Betriebsinhaber_innen und Köch_in-
nen geführt wurden. Mit Hilfe eines Leitfadens waren die Interviews entlang klassischer Kü-
chenprozesse der Warenbeschaffung, der Lagerhaltung, der Menügestaltung sowie der Lebens-
mittelzubereitung und –entsorgung strukturiert. Dadurch sollte es den Gesprächspartner_innen 
leichter fallen, ihren Arbeitsalltag schrittweise nachzuempfinden und eine systematische Be-
schreibung der Arbeitsvorgänge und ihrer Zusammenhänge zu liefern. Ergänzt wurden die In-
terviews durch eine Reihe teilnehmender Beobachtungen, die einen direkten Einblick in die 
organisationalen Abläufe gastronomischer Einrichtungen ermöglicht haben. Während der Auf-
enthalte in den Betrieben konnte zusätzlich der Umgang mit Küchengeräten nachvollzogen und 
ein Blick auf die Arbeitsbereiche anderer Akteure (Küchenhilfen, Servicekräfte usw.) geworfen 
werden. Ergänzt wurden die Daten durch eine systematische Durchsicht verschiedener Doku-
mente wie z.B. Zeitungsartikel oder Websites. 
 
Angelehnt an Corbin und Strauss (2008) hat sich die Auswertung der Daten an einem indukti-
ven Analyseverfahren orientiert. Grob lässt sich das Analyseverfahren in drei Schritte untertei-
len: Erste Interpretationen sind bereits während der eigentlichen Datenerhebung erfolgt. Pra-
xistheoretische Vorüberlegungen haben dazu als theoretischer Orientierungsrahmen gedient 
(vgl. Patton 2002). In einem zweiten Schritt erfolgte das Kodieren des Datenmaterials. Vor dem 
Hintergrund der Forschungsfrage wurden die Kodes zueinander in Beziehung gesetzt und zu 
einem komplexen Kategoriensystem weiterentwickelt. Mit Hilfe des Kategoriensystems konnte 
das Datenmaterial analysiert und Schlussfolgerungen abgeleitet werden, die im Austausch mit 
Fachkolleg_innen weiter diskutiert wurden. Zuletzt folgte eine kritische Reflektion der Ergeb-
nisse durch einen Abgleich mit Erkenntnissen aus der wissenschaftlichen Literatur. 
 
4. Küchenpraktiken in der Außer-Haus-Verpflegung 
Aus der Perspektive eines Außenstehenden sind die verschiedenen Arbeitsabläufe in professi-
onellen Küchen nur schwer zu überblicken. Dafür gibt es verschiedene Gründe, beispielsweise 
das hohe Arbeitstempo, die mitunter stark verflochtenen Produktionsprozesse und der Einsatz 
hochtechnisierter Küchengeräte. Um die Komplexität des Küchenalltags abbilden zu können, 
ist es in einem ersten Schritt notwendig, die einzelnen Abläufe in beobachtbaren Tätigkeitsbe-
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reichen zusammenzufassen. Die Analyse des Datenmaterials zeigt, dass sich die Arbeit in pro-
fessionellen Küchen insbesondere über das Zusammenspiel von drei zentralen Praktiken, näm-
lich der Bereitstellung, der Verarbeitung und der Portionierung von Lebensmitteln, beschrei-
ben lässt (vgl. Hennchen 2019; Ofei et al. 2015). 
 
Mit der Bereitstellung sind verschiedene Tätigkeiten von der Einkaufsplanung über die Kalku-
lation bis hin zur fachgerechten Lagerung von Lebensmitteln verbunden, zu der wiederum wei-
tere Arbeiten wie die Bestandsaufnahme und die Wareneingangskontrolle gezählt werden kön-
nen. An die Bereitstellung von Lebensmitteln schließt sich in Gastronomiebetrieben üblicher-
weise die Verarbeitung an. Damit ist der eigentliche Prozess des Kochens gemeint, wozu so-
wohl die Vorbereitung des Arbeitsplatzes (‚Mise en Place‘) als auch die Zubereitung der Le-
bensmittel gehört. Zuletzt fallen unter Praktiken der Portionierung Tätigkeiten wie das Abfül-
len und Verpacken von Speisen in der Küche und die Essensausgabe beziehungsweise das An-
richten und Servieren von Tellern. 
 
Im Kontext der Bereitstellung, Verarbeitung und Portionierung werden im Folgenden verschie-
dene Bedeutungen von Lebensmitteln als Ressource sichtbar. Zur Vereinfachung wird hierbei 
lediglich zwischen Einrichtungen der Individualgastronomie und der Gemeinschaftsverpfle-
gung unterschieden, wobei unter Individualgastronomie Imbiss- und Restaurantküchen fallen, 
während mit der Gemeinschaftsverpflegung Großküchen (zum Beispiel in Betriebskantinen) 
gemeint sind. 
 
4.1 Lebensmittel als ökonomisch kalkulierbare Ressource  
Als ökonomische Ressourcen spielen Lebensmittel insbesondere in Zusammenhang mit Kü-
chenpraktiken der Bereitstellung eine große Rolle, wobei sich dies empirisch vor allem an Tä-
tigkeiten des Einkaufens aufzeigen lässt. Lebensmittel zählen neben Betriebs- und Personalaus-
gaben zu den relevanten Kostenfaktoren in Gastronomiebetrieben. In der Einkaufsplanung tau-
chen diese häufig als sogenannter Wareneinsatz auf. In allen untersuchten Einrichtungen der 
Außer-Haus-Verpflegung wird folglich auch ein möglichst ökonomischer Einsatz von Lebens-
mitteln angestrebt. Aus den Interviews geht hervor, dass auf eine Reduktion von Lebensmittel-





Ich habe ja vorhin gesagt, dass Lebensmittel das Grundprodukt sind, und mit diesem Grundprodukt wird 
Geld verdient. Also warum soll ich da einen Teil von wegschmeißen? Das wäre ja verrückt. (Gastronom 
A) 
 
Allerdings ist für viele Betriebe ein möglichst effizienter Einkauf von Lebensmitteln im Hin-
blick auf variierende Gästezahlen und eine großen Auswahl an Gerichten auf der Speisekarte 
oftmals problematisch. In den Interviews geben viele Gastronom_innen an, dass nicht immer 
antizipiert werden kann, wie viele Gäste täglich zum Essen kommen und welche Gerichte von 
den Gästen bestellt werden (vgl. Ofei et al. 2015). Darum ist es schwer, die Menge an benötigten 
Lebensmitteln richtig abzuschätzen und entsprechend einzukaufen. Außerdem ist aufgrund von 
stornierten Reservierungen, veränderten Wetterlagen und wechselnden Veranstaltungen stets 
mit weiteren Fluktuationen des Gästeaufkommens zu rechnen. Obwohl für gewöhnlich alle Be-
triebe der Außer-Haus-Verpflegung ihren Einkauf unter ökonomischen Gesichtspunkten kal-
kulieren, zeigen sich zwischen Individualgastronomie und Gemeinschafsverpflegung auch re-
levante Unterschiede.  
 
In Restaurant- und Imbissküchen basiert der Einkauf bestimmter Lebensmittelmengen vor-
nehmlich auf einem praktischen Erfahrungswissen. Auf Grundlage dieses Wissens bilden sich 
Erwartungshaltungen für die Zukunft, die es Gastronom_innen möglich machen, ein entspre-
chendes Aufkommen an Gästen und deren Essensauswahl zu antizipieren. Dabei ist dieses or-
ganisational relevante Wissen an die einzelnen Betriebe und ihr gastronomisches Konzept ge-
koppelt. Das bedeutet, dass die betriebswirtschaftliche Kalkulation von Lebensmittelmengen 
von unternehmerischen Standortfaktoren wie Kaufkraft, Verkehrsanbindung und potenzieller 
Kundenzahl abhängig ist. Außerdem spielt zur Überbrückung von Unsicherheiten der persön-
liche Kontakt zu Gästen eine wichtige Rolle. Besteht dieser Kontakt schon lange, lassen sich 
mitunter die Gewohnheiten sowie Vorlieben und Abneigungen der eigenen ‚Stammgäste‘ in 
der Einkaufsplanung berücksichtigen. 
  
Demgegenüber ist es in der Gemeinschaftsverpflegung üblich, mit betriebswirtschaftlichen Un-
sicherheiten auf Basis eines technisch-vermittelten Wissens umzugehen. So sorgen die unter-
suchten Betriebe in der Schulverpflegung durch den Einsatz digitaler Anmeldesysteme für eine 
gewisse Planungssicherheit, während die Essensbestellung in den Krankenhausküchen über die 
Ausgabe von Essenskarten erfolgt. Beide Systeme gestatten es den Küchen, mit festen Porti-




Im Bereich der Gemeinschaftsverpflegung dienen außerdem computergestützte Programme im 
Einkaufsmanagement dem kosteneffizienten Wareneinkauf. Auch in den untersuchten Großkü-
chen kommen digitale Bestell- und Managementsysteme mit integrierten Funktionen der Re-
zept- und Menüverwaltung zum Einsatz. Diese werden von der Küchenleitung vor allem dazu 
genutzt, die Lebensmittelversorgung durch teilautomatisierte Berechnungen und exaktere Kal-
kulationen wirtschaftlicher zu gestalten. 
 
4.2. Lebensmittel als wertvolle Güter  
Lebensmittel werden aber nicht nur als wirtschaftliche Ressource behandelt, die zwar nicht un-
bedingt profitabel sein müssen, aber zumindest kostendeckend eingesetzt werden sollten. Dar-
über hinaus wird Lebensmitteln oft eine ideelle Wertschätzung entgegengebracht. Gastro-
nom_innen verfügen über ein ausgeprägtes Berufsethos, das einen möglichst verantwortungs-
bewussten Umgang mit Lebensmitteln als wertvolle Güter vorsieht. Diese Grundhaltung lässt 
sich an einer Vielzahl von Äußerungen der Befragten ablesen, in denen starke Bedenken ge-
genüber der Verschwendung von Lebensmitteln vorgebracht werden:  
Mir tut es wirklich teilweise in der Seele weh, wenn da doch mal größere Mengen wegfliegen und sowas 
kommt natürlich auch vor, ja? Ähm gar nicht, weil ich irgendwo das Geld in die Tonne wandern sehe, ja? 
[…], sondern einfach weil; ja es ist sicherlich auch einfach eine Einstellung. (Gastronom B) 
 
Eine wertschätzende Handhabung von Lebensmittel lässt sich vor allem bei der Verarbeitung 
erkennen. So wird in den beobachteten Restaurantbetrieben während der Vor- und Zubereitung 
viel Wert daraufgelegt, Lebensmittel möglichst vollständig zu verwerten, auch wenn sich dies 
nach Aussagen einiger Befragter nur selten finanziell rechne. Entsprechend wird in den Betrie-
ben ein großer Teil der Arbeitszeit darauf verwendet, Lebensmittel haltbar zu machen oder 
Übriggebliebenes weiterzuverarbeiten.  
Dieser Wunsch, Lebensmittel zu verwerten, ist als Maxime durchaus auch im Berufsbild eines 
Kochs oder einer Köchin verankert. In den Interviews grenzen sich die Befragten in ihrem 
Selbstverständnis häufig von ungelernten Laienköch_innen ab, die Lebensmittel aufgrund feh-
lender Kompetenzen vergeuden würden. Gleichzeitig wird auf ein professionelles Kochwissen 
verwiesen, welches für eine fachgerechte und somit verlustarme Lebensmittelverarbeitung un-
bedingt erforderlich sei. Darunter fallen Kochtechniken wie zum Beispiel das Vakuumieren, 
Niedrig-Garen, Herunterkühlen und Einfrieren, Einwecken sowie Konservieren.   
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Neben dem Grundsatz einer möglichst restlosen Lebensmittelverwertung lässt sich außerdem 
ein sorgsamer Umgang mit Lebensmitteln in den Küchen feststellen. Die Auswertung der Be-
obachtungen zeigt, dass bei der Zubereitung sowie Zwischenlagerung von Lebensmitteln darauf 
geachtet wird, dass diese weder beschädigt werden noch an Haltbarkeit verlieren. Zugleich ist 
dieser Umgang aber auch stark von den Lebensmitteln selbst abhängig. Im Tagesgeschäft wird 
der Verarbeitung von Fleisch- und Fischprodukten oftmals auch vonseiten des Küchenchefs 
vermehrt Aufmerksamkeit gewidmet. Ihr besonderes Verantwortungsbewusstsein gegenüber 
diesen Produkten begründen viele Gastronom_innen damit, dass sie dem Lebewesen Tier einen 
gesonderten Stellenwert zuschreiben.  
Lebensmittel wegzuschmeißen finde ich grundsätzlich schon mal keine gute Geschichte, und da differen-
ziert es sich natürlich auch nochmal irgendwo. Gerade wenn es jetzt um Fleisch oder sowas geht. Wo 
man natürlich so schon sagen muss, hey da werden irgendwelche Tiere gemästet, geschlachtet. Für das 
Fleisch musste ein Tier sterben, ja? (Gastronom B) 
 
In allen Betriebsformen der Außer-Haus-Verpflegung lässt sich gleichermaßen ein verantwor-
tungsbewusster und sorgsamer Umgang mit Lebensmitteln ausmachen. Dennoch zeigt die em-
pirische Analyse, dass Techniken der Lebensmittelverwertung vermehrt in der Individualgast-
ronomie zum Einsatz kommen, wo eine flexible Betriebsführung möglich ist. Demgegenüber 
zeichnen sich Großküchenbetriebe oft durch starre Arbeitsabläufe und große Produktionsmen-
gen aus, die es beispielsweise nicht erlauben, Speisen am nächsten Tag aufzuwärmen und über 
ein Mittagsangebot zu verkaufen. Grundsätzlich lässt das Zusammenspiel von standardisierten 
Produktionsprozessen, hochtechnisierten Arbeitsgeräten und einer streng ökonomischen Be-
triebsführung wenig Spielraum für die Integration alternativer Küchenprozesse in bestehende 
Arbeitsabläufe von Großküchen.   
4.3. Lebensmittel als Befriedigung von Gästeerwartungen  
Eine dritte Bedeutungsebene tritt in Praktiken des Portionierens auf, wobei den Lebensmitteln 
die Aufgabe zukommt, den unterschiedlichen Gästeerwartungen gerecht zu werden. Eine be-
sonders wichtige Rolle spielt dabei die Größe der Portionen, die an Gäste ausgegeben werden. 
Aus Sicht der Gastronom_innen müssen diese groß genug sein, um für satte und damit auch 
zufriedene Gäste zu sorgen. Eine angemessene Bewirtung gehört demnach auch zum Selbst-
verständnis eines ‚guten Gastgebers‘. 
Das ist immer ein großes Thema. Wir haben hier, also bei uns gibt es schon ordentliche Portionen und so 
[…]. Also das Schlimmste ist ja eigentlich, wenn der Kunde oder der Gast sagt, ich bin hungrig. (Gastro-




Aus der Perspektive von Gastronom_innen stellt die Ausgabe großer Portionen sicher, dass 
Gäste ihren Tisch nicht hungrig verlassen. Gleichzeitig folgt daraus, dass durch den Gast ver-
mehrt Speiseabfälle entstehen, die entsorgt werden müssen. Im Gegensatz zum effizienzorien-
tierten Einkauf und der restlosen Verarbeitung von Lebensmitteln führen Praktiken des Portio-
nierens somit tendenziell zu mehr Lebensmittelabfällen. Zwar sind sich Gastronom_innen die-
sem Problem bewusst, dennoch wird die Verantwortung für ein Mehraufkommen an Abfällen 
entweder wissentlich in Kauf genommen oder bei Gästen und ihren hohen Erwartungshaltungen 
gesehen:  
Über den Anblick wie dein Schnitzel über den Teller hängt, freust du dich. Nicht auf dem Tisch liegt, 
aber so schön groß ist, dass du keine Angst irgendwie hast, nicht satt zu werden, ja? Und daraus entsteht 
natürlich eine gewisse Überproduktion. (Gastronom D) 
 
Deutliche Unterschiede treten zwischen Individualgastronomie und Gemeinschaftsverpflegung 
bei der Frage auf, wie über die ausgegebenen Portionsgrößen entschieden wird. Die Gemein-
schaftsverpflegung orientiert sich vor allem an ernährungsphysiologischen Kriterien. Die meis-
ten untersuchten Betriebe richten ihre Portionsgrößen vorrangig an wissenschaftlichen Refe-
renzwerten10 aus, die einen durchschnittlichen Kalorienbedarf pro Person vorgeben. Diese stan-
dardisierten Portionsgrößen bieten einige Vorteile, zum Beispiel erlauben sie es den Betrieben, 
ihren Wareneinsatz im Voraus besser kalkulieren zu können. Aus der Sicht einiger Gastro-
nom_innen birgt diese starre Orientierung an Standardwerten aber auch Nachteilte, da diese 
Vorgaben nicht immer mit dem Appetit der Einzelnen übereinstimmen und dadurch für unzu-
friedene Gäste sorgen. 
 
In der Individualgastronomie wird ebenfalls auf eine angemessene Portionsgröße geachtet, wo-
bei entsprechende Einschätzungen primär auf Erfahrungswerten beruhen. Da Küche und Gäs-
teraum nah beieinanderliegen und zum Teil ineinander übergehen, sind Gästereaktionen für 
Gastronom_innen direkt erfahrbar. Nicht nur Tellerreste, die zurück in die Küche getragen wer-
den, sondern auch der persönliche Austausch gibt darüber Aufschluss, ob die Gäste mit den 
Portionsgrößen zufrieden sind.  
 
Abschließend spielt bei Fragen der Portionsgröße auch das gastronomische Konzept eine wich-
tige Rolle. Während in Imbissen und Schnellrestaurants der Fokus in der Regel auf große und 
günstige Portionen gelegt wird, stehen in höherpreisigen Restaurants das Geschmackserlebnis 
                                                          
10 Zumeist basieren diese Referenzwerte auf offiziellen Empfehlungen der DGE (Deutsche Gesellschaft für Ernährung e.V.). 
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sowie die Exklusivität der Speisen im Mittelpunkt. In diesen Restaurants sind Portionsgrößen 
so ausgelegt, dass Gäste zwar satt werden, aber auch nicht über ihren Hunger hinaus essen 
können. Die Ausgabe dieser im Durchschnitt kleineren Portionsgrößen soll so zu einem allge-
meinen Wohlbefinden und damit wiederum zur Zufriedenheit der Gäste beitragen.  
 
5. Zusammenfassung und abschließende Überlegungen zu Reduktionmöglichkeiten 
von Lebensmittelabfällen in der Außer-Haus-Verpflegung 
Die Ergebnisse haben deutlich gemacht, dass Lebensmitteln als Ressource im Kontext von Kü-
chenpraktiken unterschiedliche Bedeutungen zugeschrieben werden. Erstens wurde auf die 
ökonomische Bedeutung von Lebensmitteln aufmerksam gemacht, die vor allem bei der Bereit-
stellung bedarfsgerechter Lebensmittelmengen in den Vordergrund tritt. In der Individualgast-
ronomie wird dabei eher auf ein betriebliches Erfahrungswissen zurückgegriffen, wohingegen 
Großverpflegungseinrichtungen zunehmend auf technische Informationssysteme vertrauen, um 
ökonomische Effizienzgewinne zu erzielen. 
 
Zweitens wurden mit Blick auf die Verarbeitung Lebensmittel als wertvolle Güter skizziert. 
Diese Bedeutungszuschreibung spiegelt sich in einem professionellen Berufsethos wider, der 
sich gegen das Wegwerfen von Lebensmitteln richtet. In der Küchenarbeit lässt sich dieser in 
einem verantwortungsbewussten Umgang mit Lebensmitteln sowie diversen Bemühungen ei-
ner restlosen Lebensmittelverwertung beobachten. 
 
Drittens zielt die Portionierung auf die Ausgabe angemessener Portionsgrößen ab, sodass Gäs-
teerwartungen möglichst erfüllt werden. Obwohl alle gastronomischen Betriebe satte und zu-
friedene Gäste zum Ziel haben, gibt es Unterschiede bei der Frage, wie über bestimmte Porti-
onsgrößen entschieden wird. Großküchen gehen bei ihrer Portionierung zunehmend von ernäh-
rungsphysiologischen Standardvorgaben aus, während bei Restaurants und Imbissen persönli-
che Erfahrungswerte und das gastronomische Konzept entscheidend sind.  
 
Diese Einsichten zur Bedeutung von Lebensmitteln in der Außer-Haus-Verpflegung sind das 
Ergebnis einer praxistheoretischen Betrachtungsweise. Dabei wurde im Unterschied zu aktuel-
len wissenschaftlichen Auseinandersetzungen der Umgang mit Lebensmitteln nicht auf indivi-
duelles Entscheidungsverhalten zurückgeführt, sondern als Ergebnis eines Zusammenspiels 
verschiedener sozialer Praktiken verstanden.  
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Kapitel 2 hat verdeutlicht, dass aktuelle Untersuchungen, die auf eine Verringerung des Auf-
kommens von Lebensmittelabfällen in der Gastronomie hinarbeiten, zu einem großen Teil auf 
Interventionsmaßnahmen wie Information und Aufklärung vertrauen (vgl. Strotmann et al. 
2017; ReFED 2018a; ReFED 2018b). Demgegenüber hat dieser Beitrag gezeigt, dass die Arbeit 
in professionellen Küchen, wie zum Beispiel die Einschätzung des Gästeaufkommens, stark 
von praktischem Wissen und Erfahrungswerten geprägt ist. In diesem Zusammenhang weist 
Brand (2011) auf das Vermittlungsproblem hin, dass sich abstrakt-theoretische Wissensbe-
stände nicht ohne weiteres in die Praxis überführen lassen. Entscheidend dabei ist, dass sich 
neues Wissen unter den Anforderungen eines kontextsensitiven Küchenalltags als Know-how 
bewährt (vgl. Reckwitz 2002; Hörning 2004). Erst dann schlägt es sich auch in entsprechenden 
Verhaltensänderungen nieder. Aufgrund der unterschiedlichen organisationalen Anforderun-
gen verschiedener Küchen und Betriebskonzepte wird die Vermittlung von Wissen in der Au-
ßer-Haus-Verpflegung zusätzlich erschwert (vgl. Eriksson et al. 2017).  
 
Weiterhin konzentrieren sich viele Untersuchungen überwiegend auf die Arbeit innerhalb von 
Betrieben der Außer-Haus-Verpflegung. Auf Betriebsebene werden im Zuge dessen Möglich-
keiten der Prozessoptimierung ausgelotet, die zu einem effizienten und sparsamen Umgang mit 
Lebensmitteln führen sollen. (vgl. Goonan et al. 2015. Dies hat zur Folge, dass solche Aspekte 
unbeachtet bleiben, die als sozio-technologische Voraussetzungen (vgl. Shove 2012; Brand 
2012) Arbeitsprozesse in professionellen Küchen von außerhalb der Organisation beeinflussen. 
In diesem Zusammenhang machen die Ergebnisse auf Infrastrukturen und technologische Ent-
wicklungen in Gastronomieküchen genauso wie auf ernährungsphysiologische Vorgaben als 
feste Bestandteile professioneller Küchenpraktiken aufmerksam Neuere Studien scheinen dies-
bezüglich strukturbedingte Pfadabhängigkeiten zunehmend zu berücksichtigen (vgl. Heikkilä 
et al. 2016; Lopez 2019). 
 
Hinzu kommt, dass wissenschaftliche Leitfäden Empfehlungen im Hinblick auf bestimmte 
Maßnahmen der Reduktion von Lebensmittelabfällen mit dem Hinweis auf mögliche Kosten-
einsparungen aussprechen. Lebensmittelabfälle erscheinen in dieser Rahmung ausschließlich 
in Form eines zu reduzierenden betriebswirtschaftlichen Kostenfaktors (vgl. Creedon et al. 
2010; UAW 2017). Zwar lassen sich ökonomische Überlegungen im Umgang mit Lebensmit-
teln in Gastronomiebetrieben nicht bestreiten, dennoch zeigt die empirische Analyse, dass Le-
bensmitteln als Ressource mehrere Bedeutungen in ihrem spezifischen Verwendungskontext 
zukommen können (vgl. Shove und Walker 2014; Hummel und Hertler 2006). Ausgehend von 
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einem professionellen Berufsethos in Gastronomieküchen, wird den Lebensmitteln zusätzlich 
zum ökonomischen auch ein ideeller Wert beimessen. Es stellt sich also die Frage, warum für 
die Verringerung von Lebensmittelabfällen ausschließlich mit monetären Gewinnen geworben 
und nicht an ethische Grundsätze von Gastronom_innen appelliert wird. Außerdem sollte auch 
auf die Erwartungen und Ansprüche der Gäste geblickt werden, denen Gastronom_innen weit-
gehend nachkommen müssen, um ihre Kundschaft nicht zu verlieren.  
Grundsätzlich lassen sich Veränderungen im Sektor der Außer-Haus-Verpflegung nur schwer 
vorantreiben. Der Erfolg von Transformationsbemühungen ist von vielen Faktoren abhängig, 
wie zum Beispiel der Risikobereitschaft von Gastronom_innen oder den zur Verfügung stehen-
den zeitlichen Ressourcen und fachlichen Kompetenzen (vgl. Lopez 2019). Auch wenn nicht 
mit kurzfristigen Veränderungen in der der Außer-Haus-Verpflegung zu rechnen ist, werden 
abschließend drei Ansatzpunkte aufgezeigt, die Beiträge zur Reduktion von Lebensmittelabfäl-
len leisten können. 
 
1) Eine erste Möglichkeit schließt an die im Ergebnisteil dargestellten betriebswirtschaftlichen 
Überlegungen im Einkauf von Lebensmitteln an. Für den Bereich der Außer-Haus-Verpflegung 
ist zu überlegen, ob durch den Einsatz neuartiger Programme und digitaler Tools der Einkaufs-
prozess weiter unterstützt werden kann. Viele dieser digitalen Einkaufs- und Beschaffungsan-
wendungen bieten schon heute die Möglichkeit, Informationen zum Aufkommen von Lebens-
mittelabfällen zu sammeln. Über die softwarebasierte Messung und Darstellung angefallener 
Lebensmittelabfälle lassen sich so Einkäufe und Portionsgrößen von der Küchenleitung be-
darfsgerecht kalkulieren oder entsprechend jeweiliger Fluktuationen im Gästeaufkommen an-
passen (vgl. Strotmann et al. 2017). 
 
2) Außerdem kann an den verantwortungsbewussten Umgang mit Lebensmitteln in professio-
nellen Küchen angeknüpft werden. Dahingehend würde eine Strategie zur Verringerung von 
Lebensmittelabfällen darauf abzielen, eine professionelle Ethik innerhalb der Außer-Haus-Ver-
pflegung umfassend zu verankern (vgl. Shani et al. 2013). Langfristig können dabei unter-
schiedliche Strategien zum Einsatz kommen. Beispielsweise könnte ein verantwortungsbe-
wusster Umgang mit Lebensmitteln als praktisches Regelwissen in den unterschiedlichen gast-
ronomischen Berufsausbildungen vermittelt und habitualisiert werden. Neben dem Fokus auf 
das Ausbildungssystem versprechen aber auch Weiterbildungsangebote, die auf die Arbeit in 
unterschiedlichen Einrichtungen der Außer-Haus-Verpflegung abgestimmt sind, einen wirksa-




3) Zuletzt lohnt sich auch ein Blick über den ‚Tellerrand‘ derzeitig weitverbreiteter Konzepte 
in der Außer-Haus-Verpflegung. Hier geraten vor allem nachhaltige Gastronomiekonzepte in 
den Fokus, die auf eine Verringerung von Lebensmittelabfällen abzielen. Einen hohen Bekannt-
heitsgrad hat diesbezüglich das im Mai 2016 eröffnete Restaurant ‚Restlos Glücklich‘ in Berlin 
erlangen können, das ausschließlich mit geretteten Lebensmitteln kocht (vgl. Finkenwirth 
2017). Zugleich bieten auch traditionelle Gastronomiekonzepte Anregungen, wie zum Beispiel 
Tapas-Bars, die bereits heute durch die Ausgabe kleinerer Portionen einem übermäßigen Auf-
kommen von Speiseabfällen vorbeugen. Viele Betriebskonzepte in der Außer-Haus-Verpfle-
gung könnten außerdem durch kleinere Veränderungen der üblichen Abläufe die Menge an 
Lebensmittelabfällen reduzieren. Eine Möglichkeit ist zum Beispiel das Angebot von ‚Doggy 
Bags‘, in denen Gäste ihre Essensreste verpacken und mit nach Hause nehmen können (vgl. 
Sirieix et al. 2017).  
 
Insgesamt gibt es für das Problem von Lebensmittelabfällen in der Außer-Haus-Verpflegung 
aber keine einfachen Lösungen. Im Kontext globaler Umweltprobleme bleibt es daher wichtig, 
über einen angemessenen Gebrauch von Lebensmitteln weiter nachzudenken und nach Mög-
lichkeiten zu suchen, der Verschwendung entgegenzuwirken. Der vorliegende Beitrag hat aus 
praxistheoretischer Perspektive den Umgang mit Lebensmitteln als Ressource in professionel-
len Küchen empirisch rekonstruiert und deren Bedeutung analysiert. Wissenschaftliche For-
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